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Rudolf Strahm 1974 - 1978

„Aktion – Reflektion – Aktion“
Mein Einstieg in die „Erklärung von Bern“

Angestellter der „Erklärung von Bern“ (EvB) zur werden hatte nie zu meiner Lebensplanung gehört. Nach meinem Lizentiat in Wirtschaftswissenschaften wurde ich im Sommer 1973 angefragt, ob ich für die EvB arbeiten möchte.  Ich hatte aber bereits einen Arbeitsaufenthalt einer SAFEP-Gruppe (Schweizerische Arbeitsgruppen für Entwicklungspolitik) in einem Ujamaa-Dorf in Tanzania geplant und war zudem durch Vermittlung des Handelsdiplomaten Christophe Eckenstein (1926 – 1974) bei der „United Nations Conference on Trade and Development“ (UNCTAD) in Genf in einem interessanten Forschungsprogramm über den Zollprotektionismus der Schweiz engagiert. Das schweizerische Komitee der EvB war aber offenbar bereit, zuzuwarten bis ich im Juni 1974 für diesen Posten disponibel sei.

Nach einer zweiten Anfrage der EvB zögerte ich Anfang 1974 nicht mehr lange, bewarb mich und passierte die Vorausscheidung im antragsberechtigten Wahlausschuss nicht ohne Widerstände, worauf mich das Schweizerische Komitee der EvB am 23. März 1974 zum Leitenden Sekretär ernannte – einstimmig, wie man mir mitteilte und wie es protokolliert ist.
 Im vorbereitenden Wahlausschuss hatte es zuvor eine recht intensive Debatte und Auseinandersetzung über die Linie der EvB gegeben. Der Gegenkandidat war ein katholischer Theologe, Priester eines Missionsordens, der die bisherige Orientierung im Sinne der christlich-ethischen Motivierung und des Appells an die Selbstbesteuerung vertrat. Ich jedoch hatte viel stärker das Profil eines politisch positionierten „Kampagnarden“, was für die kirchlich und ethisch ausgerichteten Komiteemitglieder als grosses Risiko erscheinen musste.

Den Ausschlag für meine Wahl gab dabei eindeutig Anne-Marie Holenstein, die mich und meine bisherigen Aktivitäten kannte und die damit wohl tout en connaissance de cause und uneigennützig für konsequente Verstärkung der  politischen und aktionsbezogenen Orientierung der EvB votierte.. Uneigennützig deshalb, weil sie sich wohl im Klaren sein musste, dass sie von nun an gegen aussen das Profil mit einem bereits bekannten und politisch positionierten Mann zu teilen hatte.

Vor meiner Wahl im März 1974 – ich war knapp 31-jährig – hatte ich mich bereits während sechs Jahren in der Entwicklungspolitik engagiert, hatte mich bei Sekretariatsarbeiten für „Brot für Brüder“ im Kanton Bern (heute „Brot für alle“) eingesetzt und bei der „Arbeitsgruppe Dritte Welt“ Bern sowie bei den „Schweizerischen Arbeitsgruppen für Entwicklungspolitik“ (SAFEP) aus eigenem Antrieb, freiwillig und unbezahlt, politische Arbeit geleistet. Ich war – um den heutigen Jargon zu benützen – ein „Achtundsechziger“, nicht ein typischer zwar, weil ich auf dem zweiten Bildungsweg studiert hatte und bereits etwas älter und pragmatischer ausgerichtet war, aber doch ein Exponent jener Bewegungen, denen gegenüber die evangelischen und römisch-katholischen Amtskirchen und die etablierten Entwicklungsorganisationen um Distanz bemüht waren.

Die Organe der EvB stellten also neben das bisherige Aushängeschild Anne-Marie Holenstein mit stark katholisch-ethischem Hintergrund einen protestantischen, aktionserprobten Achtundsechziger. Das war ein politisch wegweisender Richtungsentscheid in der jungen Organisation.

Mein Lebensweg zur Entwicklungspolitik und zur“ Erklärung von Bern“

Ich wurde am 3. August im Kriegsjahr 1943 in Mungnau bei Lauperswil im Oberemmental als ältestes von fünf Kindern geboren. Der Vater war Lehrer an der Primarschule Mungnau. Die Mutter war, durch die häufigen Militärdienste des Vaters bedingt, als Familienfrau oft allein.

Der Vater Rudolf Strahm (1912-2006) war bei meiner Geburt 31 Jahre alt und eben erst seit zwei Jahren Lehrer an der Primarschule. Er stammte aus einer armen Briefträger-Familie mit 12 Kindern aus dem Oberemmental. Als jüngstes Kind machte er ganz besonders mit der Armut Bekanntschaft, weil sein Vater sehr früh verstorben war. Zuerst absolvierte er – wie damals im Bernbiet üblich – ein Welschlandjahr bei einem Bauern und lernte danach Bäcker ebenfalls in der Romandie. .Auf eigene Initiative und mit einem Darlehen von seiner armen Mutter besuchte er darauf das Evangelische Seminar Muristalden, das 1854 als private Schule von den Evangelikalen und Konservativen im Kanton Bern als Gegeninstitut zum radikal-freisinnig beherrschten Staatsseminar Hofwil, das als „gottlos“ galt,  gegründet worden war. Der Vater war emmentalisch-unsentimental. Gefühle zeigte er nie oder nur im Zorn. Er war unerhört fleissig, sparsam und calvinistisch, was das Arbeiten betraf, täuferisch-evangelisch und pietistisch, was seinen Glauben betraf, und er war als Angehöriger der früher staatlich verfolgten Täufer sehr obrigkeitskritisch, wenn es um das Politische ging.

Die Mutter, Margrit Strahm (geborene Lehner, 1914-1980) stammte aus einer Kleinbauernfamilie in Kirchdorf (Bern). Sie hätte gerne einen Beruf erlernt, war sprachlich begabt, schrieb – ohne jede Sprachausbildung – eigene Gedichte und schöne lange Briefe. Auch sie hatte ihr Welschlandjahr , dann einige Kurse an der Frauenschule in Bern (heute BFF) absolviert und den Vater im Seminar Muristalden kennengelernt, als sie dort als Küchenfachfrau arbeitete. In kurzen Abständen gebar die Mutter nach der Heirat sechs Kinder (eines verstarb nach der Geburt).
Ausbildungszeit und Lehrjahre

1959 begann ich meine Laborantenlehre bei den Geigy-Werken in Schweizerhalle (Baselland). Als Lehrling im blauen Ueberkleid machte ich intime Bekanntschaft mit der industriellen Arbeitswelt und der männlichen, patriarchalischen Industriearbeiterschaft, aber auch mit der Präzision, Exaktheit und dem Berufsbildungsethos, die die Industriekultur geprägt und das Land zum Reichtum geführt hatten. Ich fühlte mich einsam, in meiner Mansarde in Pratteln; jedes Wochenende fuhr ich nach Burgdorf zu den Eltern und Geschwistern.

1962 bis 1966 besuchte ich gleich nach der Lehre das Technikum – ein Jahr musste ich für die Rekrutenschule und Unteroffiziersschule unterbrechen. 1966 schloss ich die Ingenieurschule als dipl. Chemiker ab. 

Ich war nicht initiativ genug, etwas anders zu wählen als wieder zur Geigy AG zurückzukehren, diesmal in die Forschung Schädlingsbekämpfung im Werk Basel-Rosenthal. Dort war ich strebsam, fleissig und beflissen, doch irgendwie fühlte ich mich unwohl in dieser Maschinerie. In der Personalabteilung sagte man mir, die beste Karrierevorbereitung sei ein Hochschuldiplom plus Offiziersgrad. Beides habe ich denn auch absolviert.

Zweiter Bildungsweg

Hier in Basel , wiederum allein in einer Mansarde wohnend, kamen erste intellektuelle Zweifel und Anfechtungen. Ich fühlte mich unterfordert, einsam, einseitig. Ich hörte von Rahel Carsons Buch „Silent Spring“ (Der stumme Frühling), das über die Schäden der chemischen Schädlingsbekämpfungsmittel in der Natur berichtete. Sollte ich lebenslänglich solche Pestizide entwickeln, die Natur abtöten und den Reichtum der Geigy’s und Koechlin’s (der Besitzerfamilien der J.R.Geigy AG) mehren? 
In Basel besuchte ich neben dem Vollzeitberuf als Chemiker Vorlesungen an der Universität. Ich las Karl Jaspers („Die Atombombe und die Zukunft des Menschen“) und suchte einen persönlichen existenziellen Weg, dann auch in der Lektüre der Existenzialisten wie Sören Kirkegaard, Jean-Paul Sartre, Hermann Hesse.

Ich bin, im Rückblick meine damaligen Bücher betrachtend, erstaunt, was ich neben meinem Beruf als Chemiker noch alles lernen und begreifen wollte. Ich suchte, scheint mir, einen Weg aus der religiösen Enge. Bei Jaspers inspirierte mich erstmals die Rechtfertigung für Dienstverweigerer, was mich in der Offiziersschule schon in Konflikt mit der damaligen Militärdoktrin brachte. 

Der Besuch einer Vorlesungsreihe bei Edgar Salin gab mir eigentlich den Anstoss zur Wende in meinem Leben. Salin, ein deutscher Oekonom aus der institutionalistisch-historischen Schule der deutschen Nationalökonomie , war damals in Basel schon teilweise emeritiert. Die Nationalökonomie , wie sie von Salin gelehrt wurde, interessierte mich brennend. Erst viel später erfuhr ich, dass er als einer der Grossen im deutschen Historismus der Oekonomie und als einer der geistigen Väter der europäischen Einigung galt. Aus Begeisterung schrieb ich Salin einen Brief – er schrieb mir zurück und riet zum Studium der Oekonomie.
Nicht nur Salins Anstoss, sondern meine geheime Unzufriedenheit als kleines Forschungsmännchen im Getriebe des grossen Geigy-Konzerns , meine Unterforderung, meine Einsamkeit in Basel, führten mich im Sommer 67 zum raschen Entschluss, an der Universität Bern die Zulassungsprüfung zu versuchen. Nach dreimonatiger Büffelei verhalf mir der Maturastoff aus den Gymnasiumslehrbüchern meiner Schwester zum Eintritt in die Uni Bern. (Die naturwissenschaftlichen Prüfungsfächer hatte ich als Chemieingenieur schon zuvor  im Griff.)

Der erste Tag an der Universität Bern - es war im Mai 1968 - war Streiktag mit einem so genannten Teach-in der Studenten. Ich verstand wenig vom Streik und den Hintergründen, doch spürte ich, dass da ein Bruch stattfand, ein Bruch mit dem „Muff von tausend Jahren unter den Talaren“. Ich wurde bald emotional ins Gedankengut der Achtundsechziger-Bewegung hineingezogen. Der Sommer 68 war eine bewegte Zeit: die Teach-ins, die Vietnam-Debatten mit Lily Abegg, Hans-Rudolf Hilty, Urs Jäggi,  die Vietnam-Demos, das Hin und Her um die Studienreform. Schon ein halbes Jahr zuvor hatte mich in Basel eine Vietnam-Fotoausstellung tief beeindruckt, ebenso die kritischen Vietnam-Bücher von Arnold Künzli („Vietnam, wie es dazu kam“) und von Urs Jäggi („Der Vietnamkrieg und die Schweizer Presse“).

Im Militärdienst rieten mir Offizierskollegen, mich zu verabschieden, denn eine Kritik der amerikanischen „Friedensoffensive“ gegen den Kommunismus in Vietnam sei doch irgendwie ein Verrat. Solche Erlebnisse machten mich emanzipiert vom Kalten-Krieg-Denken unserer Väter und stark, um gegen den Strom zu schwimmen. Erst die spätere Lektüre des Geschichtsbuches des Lausanner Professors Hans-Ulrich Jost über die Schweiz 1938-48 
 machten mir bewusst, in welche enge, isolierte, verklemmte und geistig verkrampfte Schweiz wir hineingeboren worden waren und welche geistige Emanzipation in den 1960er Jahren geleistet werden musste, um sich aus der geistigen und sozialen Enge der Gesellschaft des Zweiten Weltkrieges zu befreien !

Ich geriet später wiederum in Konflikt mit der Armee resp. mit dem engen Militärgeist durch mein politisches Engagement für die Waffenausfuhr-Verbotsinitiative von 1972. Erst Jahrzehnte später, im Jahr 1991, stellte ich fest, dass ich von diesem Staat jahrelang observiert und fichiert worden war, dass ich auf der Liste der verdächtigen Offiziere figurierte, die im Kriegsfall interniert worden wären, obschon ich mich zuvor nicht armeekritisch betätigt hatte. (In der Fiche: „figure sur la liste des officiers, connu du SSA “ Service Secret de l’Armée). Als Reaktion darauf schmiss ich im Jahr 1991 den Bettel als a.i. Batteriekommandant hin. Ich habe seither dieser Armee nie mehr eine politische Unterstützung gewährt und mich höchstens aus taktisch-politischen Gründen nicht als Armeegegner exponiert. Meine 838 Militärdiensttage (zwei und ein Viertel Jahre, gemäss Dienstbüchlein) sind verlorene Lebenszeit. Hätte ich doch diese lange Zeit der besten Jahre an der „London School of Economics„oder in Tanzania in einem Projekt verbracht ! Ich muss einfach akzeptieren, dass ich als ein Kind des Kalten Krieges durch die gesellschaftlichen Verhältnisse, wie viele andere, zu diesem Opfer an vergeudeter Militärzeit und an Polarisierung im Kalten Krieg seitens des unheimlichen Patriotismus konditioniert worden bin. 

Dritte-Welt-Engagement als Lebensaufgabe

Im Sommer 1968 arbeitete ich durch den Studentenaustausch im nordafrikanischen Tunis. Es tobte südlich davon der Biafra-Krieg, in Asien der Vietnamkrieg. In Nigeria schossen illegal von Bührle ausgeführte Oerlikon-Flabgeschütze auf Rotkreuz-Flugzeuge, die von Sao Tomé Hilfsgüter in das hungernde Biafra flogen. Solch fernes Leiden zwang zum Mitleiden. Das weckte mein Interesse an der Dritte-Welt-Problematik und zum Ausbrechen aus dem emmentalisch-patriotischen, im Kalten Krieg verhärteten Sonderfall-Denken. Die Armut in der Dritten Welt: das war die soziale Frage unserer Epoche. Diese Einsicht sollte mein späteres Leben prägen. 

Neben dem Studium in Nationalökonomie, Betriebswirtschaft, Recht und Soziologie engagierte ich mich darum in der Entwicklungspolitik. Ich gründete zusammen mit Ernst Oppliger die „Arbeitsgruppe Biafra“, die später zur „Arbeitsgruppe für Kirche und Gesellschaft“ (in Anlehnung an die Kirchenkonferenz in Uppsala), dann zur „Arbeitsgruppe Angola“ und noch später zur „Arbeitsgruppe Dritte Welt Bern“ mutierte. Im Frühjahr 1969 nahm ich in Manchester an einem Studentenkongress teil, an welchem mich der berühmte Erzbischof Dom Helder Câmara aus Recife/Brasilien emotional motivierte. (Später lieferte ich ihm Daten und Fakten zur Dritte-Welt-Oekonomie)
Durch Kontakte mit dem Barthianer Emil Blaser, der Pfarrer in Burgdorf war und mich 1959 konfirmiert hatte, und mit Klaus Schädelin, Pfarrer in Bern, wurde ich Sekretär des bernischen Komitees der „Aktion Brot für  Brüder“. In den Jahren 1969/70 organisierte und referierte ich an ca fünfzig Anlässen zur „Aktion Brot für Brüder“.  Aus den Referaten entstand auf Anregung des Immenseer Priesters Michael Traber (der eben neu zum Leiter des katholischen Kanisius-Verlags, dann Imba-Verlags, geworden war) mein erstes entwicklungspolitisches Buch, das auf Anhieb zum Sachbuch-Bestseller wurde. 

Mit der „Arbeitsgruppe Dritte Welt“, in der ausschliesslich Junge mitwirkten, organisierten wir Hungerstreiks, Weihnachtszeitungen, eine Aktion „Denken-statt-Schenken“ (mit Geschenkverzichts-Gutscheinen zugunsten eines Hilfswerks), Medikamentensammlungen zugunsten der Befreiungsbewegung PAIGC in Guinea-Bissao sowie politische Gottesdienste im Berner Münster und danach (als man uns dort nicht mehr duldete) durch Vermittlung von Kurt Marti in der Berner Nydeggkirche. Wir schrieben Dokumentationen gegen die Apartheid und für das „Anti-Rassismus-Programm des Oekumenischen Rats der Kirchen“, gegen das Brown-Boveri-Engagement beim Staudamm Cabora Bassa, Mozambique. (Die Cabora-Bassa-Dokumentation erschien bei Egon Ammann in seinem Kandelaber-Verlag. Wir konnten das Buch bald aus der Konkursmasse des Verlags zurückkaufen. Egon Ammann ist inzwischen erfolgreicher Literaturverleger des Ammann Verlags geworden.)

An der von den drei Landeskirchen und besonders auf Initiative von Hans Ruh organisierten „Interkonfessionellen Konferenz Schweiz-Dritte Welt“ im Bundeshaus im Herbst 1970 organisierten wir eine Jugendfraktion, die sich mit Hungerstreik und eigenen Protestpositionen unbequem machten. Ich hatte die Chance, in der Vorbereitungs- und Redaktionsgruppe mitzuwirken.
 

Wir waren unerhört produktiv, kreativ, lebenslustig. Mit Lust arbeitete ich bis zum Umfallen für „Brot für Brüder“, für die „Arbeitsgruppe Dritte Welt“, als Buchautor und als Wanderprediger in der ganzen Schweiz. In der Spitzenzeit bestanden in der Schweiz etwa fünfzig Dritte-Welt-Gruppen an Universitäten, Gymnasien, Lehrerseminaren und in Kirchgemeinden. Sie wurden, vor allem auf Initiative des Organisators Ernst Oppliger zu den „Schweizerischen Arbeitsgruppen für Entwicklungspolitik“ SAFEP zusammengefasst (SAFEP-Rundbrief, später Zeitschrift Mosquito). An der Uni wurde ich von Professor Paul Stocker (der mich später mit dem K.B.-Asante-Preis für hervorragende entwicklungspolitische Studienarbeiten beehrte) als der „Waffenchef der Entwicklungsstudenten“ bezeichnet. Die Vorlesungen von Jean Ziegler inspirierten uns für die Identifizierung mit den Befreiungsbewegungen in Angola, Mozambique und Guinea-Bissau, die wir mit Hilfsgütern unterstützen. 
Die linke Studentenbewegung – in Bern das „forum politicum“ , in Zürich die „Fortschrittliche Studentenschaft“ FSZ , später zersplittert in einer Myriade von politischen Bekenntnisgruppen – waren für mich starke Anreger, doch sie waren mir zu wenig praktisch orientiert, zu stark ideologisiert, und viele Linke waren mir schlicht zu flippig oder zu faul. Ich war immer der Meinung, wir müssten akademisch mindestens die Lehren des „Bürgertums“ beherrschen und darüber hinaus zusätzlich auch die linken Theorien voll kennen.

Ich war ein Leistungsmensch und für die Beurteilung der Menschen zählte bei mir auch die Leistung. Ich musste recht alt werden, um zu erkennen, dass in unserer Gesellschaft nicht in erster Linie die Leistung für das Fortkommen zählt. Die liberale Ideologie der Leistung ist eine Fiktion, eine Täuschung. Das Blendertum und die Anlehnung an den Filz sind faktisch für die Karriere viel wichtiger.

Im Frühjahr 1973 schloss ich die Universität mit dem Lizentiat ab und mit dem Notenschnitt absolvierte ich gleich auch noch das Doktorexamen. An eine Dissertation an der Universität Bern habe ich später, nach dem Tod von Paul Stocker, ausgefüllt durch die bewegenden beruflichen Engagements und  die Herausgabe eigener Bücher nie mehr gedacht. Die Nationalökonomie liebte ich heiss, aber die universitäre Welt war mir zu langweilig und zu praxisfern. Trotzdem nahm ich ein paar Jahre später an der Universität Zürich zeitweilig einen Lehrauftrag in Entwicklungsökonomie wahr.

UNCTAD 
Mein erster Job nach der Universität wurde mir durch den Handelsdiplomaten Christoph Eckenstein bei der UNCTAD in Genf vermittelt, der zu Raul Prebisch (Begründer und erster Generalsekretär der UNCTAD) gute Beziehungen hatte. (Über die nach seinem Tod gegründete Eckenstein-Stiftung, in deren Leitung mich sein Testament verpflichtete, spreche ich später in diesem Kapitel.)

Es war ein Beratungsmandat bezüglich Handelsbarrieren (effektiver Zollschutz) der Industrieländer gegen Importe aus Entwicklungsländern. Ich lernte in diesem Think Tank viele Topökonomen kennten. Geblieben ist mir ein gewisses Selbstvertrauen, das mir später als Nationalökonom und Wirtschaftspolitiker half, gegen den Strom der Main-Stream-Oekonomen zu schwimmen, sowohl in den ökonomischen Doktrinen wie auch in der Wirtschaftspädagogik mit meinen Büchern. Auch hier: Die UNCTAD half mir, die geistige Enge der hierzulande gelehrten „nationalen“ Nationalökonomie zu sprengen.
Wohn- und Lebensgemeinschaft

An einer Weihnachtsaktion für alte Leute am Heiligabend 1973 lernte ich Anne-Rose Barth kennen, meine erste länger dauernde Partnerin. Viele Jahre zuvor hatte ich mich einsam und verklemmt gefühlt. Im Frühjahr 1975 zogen wir zusammen in die Wohngemeinschaft Halenbrücke,  in einem ehemaligen Gasthof bei der Halenbrücke bei Bern. Anne-Rose Barth wurde später Mutter des gemeinsamen Kindes, Marc Barth (geboren 1980), der meinen Lebensstil wie nichts in der Welt verändern sollte. 

In der „Halenbrücke“ waren wir 22 junge Leute in 22 Zimmern; dort erlebten wir eine intensive und politisch bewegte Zeit. Anne-Rose Barth war in der „Aktion Strafvollzug“ engagiert und schmuggelte u.a. Zeitschriften in die Gefängnisse. Ich wiederum war mit vielen Halenbrücke-Bewohnern in der „Arbeitsgruppe Dritte Welt“ mit Leib und Seele engagiert. Von dieser Wohngemeinschaft Halenbrücke aus lief auch die Koordination im späteren Nestlé-Prozess (1974 bis 1976), in welchem ich als erster Angeklagter von 13 Mitgliedern der „Arbeitsgruppe Dritte Welt“ aufgeführt wurde. 
Erst 15 Jahre später haben wir aus den Fichen (Spitzelberichten) der Bundespolizei herauslesen können, wie intensiv sich die bezahlten Staatsspitzel damals um die Wohngemeinschaft Halenbrück kümmerten. 

Mitten in meiner Studienarbeit bei der UNCTAD kam der verlockende Ruf der Erklärung von Bern, dem ich Anfang 1974 gerne folgte. 
Mein Leitspruch: Aktion - Reflektion -Aktion

Am 1. Juni 1974 begann ich meine Arbeit als vollamtlicher Leitender Sekretär der EvB in der deutschen Schweiz. Ich wohnte in Bern und pendelte nahezu täglich ins Zürcher Sekretariat.

Bereits in den ersten Wochen kam die Ernüchterung mit meinem Job und mit der Organisation. Dies in zweifacher Hinsicht: Erstens waren die Erwartungen, die an mich gestellt waren, für mich bedrückend, etwas realitätsfern und kaum erfüllbar. Und zweitens entsprachen die administrativen Teilzeitarbeitskräfte im Zürcher Sekretariat nicht den professionellen Anforderungen.

Zuerst zu den falschen Erwartungen und Wünschen: Man erwartete von mir „den Besuch der Gruppen und regionalen Gruppentreffen, Anregungen für Gruppenabende und Konsumentenaktivitäten, die Auswertung von Gruppenaktionen, Podiumsgespräche“, kurz, man wollte eine Belebung der bisherigen Arbeit der lokalen Gruppen.
 Zu welchen Aktionen und zu welcher Praxis aber sollten die Lokalgruppen animiert werden? Welche Inhalte wurden von mir verlangt?  Im Gefolge der Aufbruchzeit nach der Lancierung der „Erklärung von Bern“ vor sechs Jahren war jetzt – was naturgemäss in jeder intellektuellen Bewegung stattfindet – eine gewisse Ermüdung eingetreten. Zwar waren die Rundbriefe von Anne-Marie Holenstein sehr informativ für die Gruppen, und die Adressaten identifizierten sich gewiss mit der Arbeit der EvB. Nur fehlten ihnen, das waren die ersten Eindrücke meiner Besuche in Lokalgruppen, die zündenden Ideen, die Aktionen, die inhaltlichen Aufhänger zur Weiterarbeit. 

Diese Erwartungen an eine auf die Reflektion ausgerichtete Tätigkeit in den Lokalgruppen waren für mich eher unrealistisch und beklemmend. Denn in der „Arbeitsgruppe Dritte Welt“ Bern hatte ich ganz andere Erfahrungen mit der Aktivierung und Mobilisierung gemacht. Mit konkreten Aktionen, nicht mit blossen Informationsaktivitäten, also mit Hungerstreiks, Polit-Gottesdiensten, Demonstrationen, Verkaufsständen und Theateraufführungen hatten wir ein persönliches Engagement erzielt. waren durch solche konkreten Aktionen und persönlichen Handlungsangebote gegründet worden, - nicht durch blosse Information und Reflektion.

Bewusstseinsbildung entsteht in der Aktion, das war mein Credo. „Aktion – Reflektion – Aktion“, war mein Leitspruch. Im Juni 1972 hatte ich in den „Neuen Wegen“, der von Berthe Wicke redigierten Zeitschrift der religiös-sozialen Bewegung um den früheren Theologen Leonhard Ragaz (1868 – 1945) eine Art Grundsatzerklärung zur Bildung und Mobilisierung neuer Gruppen publiziert.
 Darin wird – ich kann heute, 36 Jahre danach, noch dahinter stehen – postuliert: „Die beste Therapie: Aktion“. „Aktion schliesst die Bereitschaft ein, mit internen Widersprüchen zu leben! Aktion gegen aussen verbindet die Gruppe und verhindert eine Verschleuderung von Energie durch endlose Debatten“.  Aus der Erfahrung heraus, dass die 68er-Bewegung ein paar Jahre nach 1968 heillos zersplittert und in zahlreiche sektiererische Gruppen aufgespalten war, steht in diesem Strategiepapier von 1972 weiter: „Die Grenze [des Diskutierens] ist dort überschritten, wo ein bedeutender Teil der Energie nur noch dazu verwendet wird, innere Bereinigungen vorzunehmen, wo die Gruppendynamik und die Strategiediskussionen aus dogmatischem Purismus zur Selbstzerfleischung führen“. Um die „Neue Gesellschaft im Kleinen bereits zu verwirklichen“, brauche eine Gruppe „drei Dimensionen der inneren Struktur“, nämlich  „eine Vita communis, einen gemeinsamen Lernprozess und die Selbstorganisation“.

Ich spürte in meiner neuen Stelle bei der EvB einerseits politische Ansprüche und anderseits die Erwartung, nach das Bisherige weiter zu führen.. Dies führte zu meiner Beklemmung. Denn ich wusste aus meiner Erfahrung mehr als die anderen, dass eben nicht der Diskurs allein, sondern die politische Aktion aus der Stagnation führen müsste. Ich glaube, Anne-Marie Holenstein (die nach meiner Amtsübernahme bald in ihre Auszeit verschwand)
 und der Vorstandspräsident Georges Rossier haben dieses Dilemma, in welchem ich mich befand, bald erkannt, während der kirchlich-bürgerliche Flügel im Vorstand grösste Reserven gegen eine solche „Verpolitisierung“ durch „politischen Aktionismus“ anmeldete.

Ich habe hier nur vom ersten Unbehagen, den unerfüllbaren Erwartungen gesprochen. Die zweite Ernüchterung betraf die personelle Situation im administrativen Sekretariat: Eine Frau arbeitete drei Wochentage, eine zweite Frau zwei Tage, eine Stundenfrau betreute die Kartei, eine weitere Frau führte die Kasse und die Buchhaltung für die deutsche Schweiz, eine weitere Person die Buchhaltung für die EvB der Gesamtschweiz; und für weitere Arbeiten gab es eine ganze Liste von freiwilligen Helferinnen und Helfern auf Abruf. Vier Monate nach meinem Amtsantritt schrieb ich in meinen Notizen (die offenbar als Grundlage für eine Aussprache im Präsidium oder Vorstand dienten): „Ich werde hier ganz offen sprechen. Ich bin nicht glücklich über die Situation und Organisation im Sekretariat. Einmal weil wir ein ineffizienter, unrationeller Apparat sind. Und zweitens, weil sowohl die Sekretärinnen mit ihrem Status nicht befriedigt sind, als auch ich selber im organisatorischen Kleinkram fast unter gehe. […] Eine Rationalisierung und Konzentrierung der Arbeit auf weniger, aber vollbeschäftigtes Sekretariatspersonal würde aber die Kündigung von Menschen erfordern. Können wir gleich handeln wie ein kapitalistischer Betrieb? Sind wir eine Sozialfürsorge?“.

Auf diesen Ruf nach besserer Arbeitsverteilung schrieb ich in meinem Notizheft weiter: „Arbeitsökonomisch ist Mitbestimmung nur möglich durch Delegation von Verantwortung in Teilbereichen (z.B. Ressort Kaffee-Aktion, Ressort Rassismusfrage, Ressort Centrale d’alerte, Ressort Kinderbücher, Migration usw.)“. Das war für mich der Startpunkt für die spätere Ressort-Aufteilung, die manche Jahre überdauern sollte.

Nachdem Anne-Marie Holenstein aus ihrem Urlaub zurückgekehrt war und – auf ihre Anregung und ihr Angebot eines teilweisen Lohnverzichts hin – auch Regula Renschler zum Team stiess, war uns allen klar, dass eine Reorganisation stattfinden musste: 

1. Die EvB brauchte im Sekretariatsbereich eine Aufteilung nach Fachressorts.

2. Die EvB brauchte für einen Aufbruch Anstösse mittels konkreter Aktionen, die den Gruppen und Engagierten ein Handlungsangebot für Aktionen vermitteln sollten nach dem Motto: „Aktion – Reflektion – Aktion“.

3. Das Sekretariat sollte eine professionelle Arbeitsweise mit professionellen Mitarbeitenden erhalten.

Ich glaube, es waren Georges Rossier und Anne-Marie Holenstein gleichzeitig, die mich bei der Professionalisierung der Sekretariatsstrukturen unterstützten: Durch den örtlichen Wechsel des Sekretariats von der Veilchenstrasse an die Gartenhofstrasse in Zürich, durch den Ersatz von Teilzeitarbeitenden durch Susi Schriber und Beat Locher, die vollzeitlich oder nahezu vollzeitlich Sekretariatsarbeiten erledigten. Der Bankangestellte Georges Rossier befahl mir beispielsweise auch die Anschaffung eines Diktiergerätes zur Erledigung von Korrespondenzen, was damals im Schreibmaschinenzeitalter einen grossen Rationalisierungsschritt darstellte. Eine der ersten grossen und damals fast revolutionären Anschaffungen war eine IBM-Kugelkopfschreibmaschine, die durch auswechseln der Schreibköpfe verschiedene Schriftarten und -grössen und damit Susi Schriber das eigene Gestalten von Broschüren und Prospekten erlaubte.

Meine erste und nicht sehr spektakuläre Aktivität war eine Geldbeschaffung zugunsten der EvB-Kasse. Mit einem billigen Prospekt, selbstverständlich auf Umweltschutzpapier einfarbig gedruckt, warben wir bei allen EvB-Vereinsmitgliedern und –Unterzeichnern um Unterstützung bei der „Schaffung eines öffentlichen Bewusstseins in der Schweiz“. Diese Geldsammlung zur „Bewusstseinsbildung“ haben wir mit Berufung auf den legendären brasilianischen Erzbischof legitimiert: „Dom Helder Câmara und verschiedene internationale Konferenzen haben gefordert, 25 Prozent der Mittel für Entwicklungshilfe für die Information und Bewusstseinsbildung in den reichen Ländern selber einzusetzen.”
 Der Begriff “Bewusstseinsbildung” war zu dieser Zeit positiv besetzt, - die Spenden kamen damit von selber zum Fliessen.

Aktionsworkshop in Gwatt

Bereits im zweiten Monat nach meinem Amtsantritt tendierten wir auf die Vorbereitung einer Kaffee-Aktion Ujamaa. Mit einer Kosumentenaktion sollte die Gerechtigkeit im internationalen Handel mit einem Handlungsangebot für Strassen- und Standaktionen symbolisiert werden. Diese erste Konsumentenkamagne für “Fair Trade” werden wir im nächsten Abschnitt beschreiben.

Aktonsworkshop in Gwatt: November 1974 als Meilenstein

Die neuen Grundsätze “Aktion – Reflektion – Aktion” und “Ressortaufteilung” konkretisierten wir an einem sorgfältig vorbereiteten Aktions-Workshop der EvB, der am Wochenende vom 23./24. November 1974 in der Reformierten Heimstätte in Gwatt bei Thun abgehalten wurde. Weit über 100 Teilnehmende aus den EvB-Lokalgruppen aber auch aus kirchlichen Kreisen und zugewandten Gruppierungen, nahmen an dieser Kampagnen-Werkstatt teil. Sowohl für Anne-Marie Holenstein, Regula Renschler und mich als auch für die gesamte Organisation sollte dieses Wochenende für die folgenden Jahre zu einem Meilenstein bezüglich Themen, Methoden und Engagement werden,. Den Workshop prägte der gemeinsame Wille: Jetzt handeln wir, jetzt packen wirs an. Nicht nur ein Thema, sondern gleich “fünf Aktionsbereiche” wurden angerissen und in thematischen Workshop-Gruppen ausgestaltet.

1. Für die “Kaffee-Aktion Ujamaa” wurden die Aktionsgruppen und Verkaufskonzepte im Hinblick auf die Verkaufsaktion im Frühjahr 1975 animiert und auf die Beine gestellt. Im Sekretariat wurde ich zusammen mit dem neuen Mitarbeiter Beat Locher zuständig für diese Aktion.

2. Eine „Aktion Konsumverzicht“ mit dem Slogan „weniger Fleisch für uns – mehr Getreide für die Dritte Welt“ wurde zum Start für das jahrelange ernährungspolitische Engagement von Anne-Marie Holenstein. Die Tagungsteilnehmerin Susi Schriber wurde bald darauf vollzeitliche Sekretariatsmitarbeiterin. Mit der Stossrichtung: Weniger Futter für das Vieh der Reichen aus den Nahrungsmitteln der Armen (z.B. Soja-Futtermittel aus Brasilien), sollte die Ressourcenverschwendung in der Nahrungswirtschaft und Landwirtschaft thematisiert werden. Im Beitrag von Anne-Marie Holenstein in diesem Buch sind diese Aktionen beschrieben.
 34 Jahre später, zur Zeit der Niederschrift dieses Rückblicks (2008), hat uns die ganze Problematik wieder eingeholt.

3. Unter dem Titel: „Kinder - Schule - Dritte Welt“ wurde in Gwatt das Interesse auf die Kinderliteratur und die Frage des Rassismus in Kinder- und Schulbüchern ausgerichtet. Die Anregungen und Aktionsanstösse kamen von Regula Renschler, die in enger Zusammenarbeit mit dem Genfer Professor und Ethnologen Roy Preiswerk an dieser Thematik gearbeitet hatte. Dies war der Grundstein und Startpunkt für viele Jahre EvB-Engagement in Sachen Kinderbüchern, für die Gründung von Lesegruppen und später des Kinderbuchfonds „Baobab“. Regula Renschler beschreibt in diesem Buch nachstehend die Prozesse und Engagements in ihrem Bereich.
 Die lokalen Lesegruppen, die sich in der Gwatter Tagung gebildet hatten, haben die Kinderbuch-Beurteilung bis heute weitergeführt.

4. Die Bananen-Aktion, die 1972 zuvor von Frauenfelder Frauen lanciert worden war, erhielt in Gwatt Gastrecht und ein Forum zur Propagierung und Verbreitung in der übrigen deutschen Schweiz.
 Mit einer Art „Gerechtigkeits-Aufschlag“ von 15 Rappen pro Kilo Bananen machten Usego-Läden in St. Gallen, angeregt von den „Bananen-Frauen“ gewissermassen die Vorspur-Aktion für die spätere Fair Trade-Welle und für die Übernahme des holländischen Max Havelaar-Labels durch den schweizerischen Detailhandel.

5. Kirchliche Vertreter und Exponentinnen, die sich zuvor in den reformierten Kirchgemeinden für das Anti-Rassismus-Programm des „Ökumenischen Rats der Kirchen“ stark gemacht hatten, bildeten in Gwatt eine eigene Arbeitsgruppe und legten gleich den Grundstein für die deutschschweizer „Anti-Apartheid-Bewegung“ (AAB). Durch meine Kontakte mit dem Genfer „Centre Europe-Tiers-Monde“ (Association du Foyer John Knox), mit dem welschen „Mouvement Anti-Apartheid“ und zu den Genfer Dozenten Gilbert Rist und Pierre Bungener 
 war es mir ein Anliegen, in der deutschen Schweiz einen Ableger der AAB zu gründen. Ich hatte bereits im Sommer 1974 an der deutschen Übersetzung und Aktualisierung des französischen Buches über die problematischen Beziehungen der Schweiz zu Südafrika gearbeitet und mit Professor Gilbert Rist eine Zusammenarbeit aufgebaut.
 Bei diesen Kontakten war uns ein aktiver Ostschweizer, der evangelische Pfarrer Paul Rutishauser aus Horn (TG), aufgefallen. Wir luden ihn zur Gwatter Tagung als Gruppenleiter ein, und dort wurde er gleich als erster Präsident der „Anti-Apartheid-Bewegung Deutsche Schweiz“ nominiert. Die AAB begann von da an als Verein eine Eigenaktivität. Drei Monate nach der Taufe in Gwatt führte sie am 1. März 1975 in Zürich die erste Ideenbörse für politische Aktionen gegen das Apartheid-System und für das innerkirchliche Engagement gegen Rassismus durch. Die AAB Deutsche Schweiz sollte danach über zwei Jahrzehente lang aktiv gegen die Apartheid wirken. Mit einem wütenden Artikel gegen das Vergessen des seinerzeitigen Anti-Rassismus-Engagements dieser Persönlichkeiten (ich nannte konkret Paul Rutishauser, Gilbert Rist, Vreni Biber, Leni Altwegg, Peter Gessler, Franz Baumann, Michael Traber, Al Imfeld, Josef Amstutz) habe ich drei Jahrzehnte später, zu einer Zeit, als Südafrika zu einem Investoren-Mekka der Schweizer Konzernmanager geworden war, auf diese historische Verdrängung reagiert.

Ich beschreibe diese Gwatter Tagung von November 1974 deshalb so ausführlich, weil sie im Rückblick betrachtet in der EvB die Wende zur Ausrichtung auf eine aktionsbezogene Bewegung eingeleitet hat, die in der schweizerischen Entwicklungspolitik bis in die Gegenwart eine Themenführerschaft markiert.

Von nun an gab es in der EvB eine klare Ressortaufteilung zwischen Anne-Marie Holenstein, Regula Renschler und mir. Wenn ich dazu noch eine persönliche Interpretation anfügen darf, diente diese Ressorttrennung nicht nur der organisatorischen Effizienz, sondern auch zutiefst meiner persönlichen Motivation. Ich war deutlich jünger als Anne-Marie Holenstein und Regula Renschler. Dabei war ich heimlich hingerissen von ihrer Schönheit und Attraktivität als Frauen, ich hatte grossen Respekt vor ihrem Schaffen und ihrem Status in der Öffentlichkeit. Mit der Ressorttrennung wollte ich mich – obwohl ich formal als Leiter des Sekretariats gewählt war – aus Scheu davor bewahren, den beiden erfahrenen Frauen zu viel ins Zeug zu reden. Gleichzeitig wollte ich  mit der Ressortaufteilung für mich selber freie Hand erhalten und so organisatorisch abwehren, dass man mir zu viel drein redete. Wenn wir auch praktisch alle Aktionen gegenseitig befürworteten und stützten, war die sehr unterschiedlich Herkunft und politische Sozialisation (die auch in diesem Buch zu Ausdruck kommt) nicht zu verkennen. Erst viele Jahre später, als ich selber einen Sohn hatte und teilzeitlich betreute, ist mir zudem bewusst geworden, welche Leistung die beiden Frauen mit ihrer Doppelrolle als Mütter von Kleinkindern und gleichzeitig mit dem hektischen Berufsengagement bei der EvB damals erbracht haben. 

Die Kaffee-Aktion Ujamaa
Die Vorspuraktion

Ihren Anfang hatte die Aktion Ujamaa mit industriell verarbeitetem löslichem Kaffeepulver aus Tansania bereits im Jahr 1973. Es war meines Wissens der Liechtensteiner Peter Brunhart, Mitglied der SAFEP, der mit der Idee zur „Arbeitsgruppe Dritte Welt“ Bern stiess, verarbeiteten“ Kaffee aus Tansania einzuführen und an Ständen zu verkaufen. Tansania bot sich als Herkunftsland mit dem positiven entwicklungspolitischen Image des charismatischen Präsidenten Julius Nyerere und mit dem „Ujamaa-Sozialismus“ geradezu emotional an. Und mit dem Import von verarbeitetem Kaffee könnte die Aktion, so war unsere spontane Begeisterung, auch dem Anspruch von „Trade not Aid“ gerecht werden.

Peter Brunhart bot der „Arbeitsgruppe Dritte Welt Bern“ ein Darlehen seines Vaters von 10'000 Franken für den Import von 1'000 Kilo löslichen Kaffees aus Bukoba / Tansania an. Für mich war die Idee bestechend. Nicht nur, weil ich im Sommer 1973 in Tansania in einem Ujamaa-Dorf gearbeitet und eine Beziehung zum Land hatte, sondern auch weil ich als Ökonom das Konzept „Trade not Aid“ längst als wegweisend hochgehalten hatte.

Bereits 1971 konnte ich bei Paul Stocker an der Universität Bern eine wirtschaftswissenschaftliche Diplomarbeit über den Handelsprotektionismus der Schweiz gegenüber der Dritten Welt schreiben und darauf als Student mit einigem Stolz sogar eine Zusammenfassung in der wissenschaftlichen Zeitschrift „Aussenwirtschaft“ publizieren.
 Im Auftrag des „Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes“ verfasste ich später eine Studie, die die aktive Importförderung aus Entwicklungsländern zu einem entwicklungspolitischen Instrument aufwertete.
 Die Entwicklungsländer sollten nicht nur Rohwaren wie in der Kolonialzeit, sondern verstärkt verarbeitete Fabrikate exportieren können, um mehr Wertschöpfung und Einkommen im Lande selber zu erzielen. In der ideellen Stossrichtung dieser Vorschläge entlehnte ich viel aus der damaligen UNCTAD-Doktrin und bei dessen Gründer Raul Prebisch. Die Handelsabteilung des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartements (heute Staatssekretariat für Wirtschaft SECO) hat einige Jahre später tatsächlich eine aktive Unterstützung der Importförderung aus Entwicklungsländern aufgebaut.

Ich erwähne diesen eher wissenschaftlichen Kontext der Konsumentenaktionen aus folgendem Grund: Zu dieser Zeit fühlten wir uns verpflichtet, jeder politischen Aktion auch eine wissenschaftliche Fundierung zu geben. Man unterwarf sich dem selbst auferlegten Zwang, den Protest mit Wissen zu rechtfertigen, jede Aktion mit seriöser Publizität zu untermauern, – wiederum nach dem Motto: Aktion - Reflektion - Aktion.
Da war sie nun in Bern angekommen, diese Tonne aus löslichem Kaffee aus Tansania. Das Kaffeepulver war in Vakuum-Plastikbeutel eingeschweisst und in Boxen verpackt. Die „Arbeitsgruppe Dritte Welt“ hatte Platznot für das voluminöse Transportgut und die Kaffeegläser, denn sie hatte auf Vermittlung der betagten Gertrud Kurz nur einen kleinen Kellerraum im Haus des „Christlichen Friedensdienstes“ (CFD) in Bern gemietet. Deshalb wurden die Boxen ins Theologische Seminar der Universität Bern verfrachtet. Dort haben wir, nach einem Grossaufgebot, während eines ganzes Samstags den Kaffee mit Suppenlöffeln von Hand in 10'000 Hundertgramm-Gläser abgefüllt und mit vorbereiteten bedruckten Etiketten beklebt. Am Abend gab es dann ein Fest; ich erinnere mich, wie sich das ganze Theologische Seminar mit starken Kaffee- und Schweissdüften auffüllte. Die 10'000 Kaffeegläser (Verkaufspreise Fr. 3.70) wurden im Nu von den verschiedenen Arbeitsgruppen der SAFEP auf der Strasse verkauft.
Nach dieser Vorspuraktion war mir klar geworden, dass man solche Konsumentenaktionen professioneller und grosskalibriger wiederholen resp. weiterführen müsste. Daraus entstand die Kaffee-Aktion Ujamaa, welche im erwähnten Gwatter Workshop der EvB im November 1974 gross aufgegleist werden konnte. (Die Vorbereitungen liefen schon ab März. 
) Die „Arbeitsgruppe Dritte Welt“, welche die Vorspuraktion durchgeführt hatte, hatte als „Sponti-Gruppe“ diese professionalisierte Weiterführung nicht mitmachen wollen; sie war schon in der nächsten Aktion mit „Nestlé tötet Babys“, mit Chile-Aktionen und Medikamentensammlungen engagiert.

Die Idee der Kaffee-Aktion war zwar bestechend und die Nachfrage nach zusätzlichen Kaffeegläsern war erfreulich. Doch die operative Ausführung stiess auch auf Hindernisse und politische Widersprüche. Die Vorfinanzierung von acht Tonnen Kaffee kostete fast 100'000 Franken, der Transport und die Versicherung weitere 50'000 Franken. Für Beschaffungskosten franko Schweiz wurden 18'000 Franken pro Tonne oder total144'000 Franken veranschlagt.
 Diese Mittel waren bei der EvB nicht vorhanden. Aus diesem Grund wurde am 26. Januar 1975 ein Verein gegründet, an dem sich mit rückzahlbaren Darlehen der „Christliche Friedensdienst“ (CFD) (50'000 Franken), „Brot für Brüder“ (30'000 Franken), das „Schweizerische Arbeiterhilfswerk“ (20'000 Franken) und die „Internationale Frauenliga für Frieden und Freiheit“ (IFFF), vertreten durch die engagierte Berthe Wicke, die „Déclaration de Berne“ (Romandie) und die Welsche Vereinigung der „Magasins du Monde“ beteiligten. Peter Brunhart stellte die 10'000 Franken seines Vaters für die zweite Aktion erneut zur Verfügung. Vorgesehen war, dass die Deutschschweizer EvB, für die ich federführend war, das Geschäft abwickeln und dann drei Tonnen an die Welsche Schweiz abgeben sollte.

Eine zweite Knacknuss entstand bei der Abwicklung beim Abfüllen der Gläser. Nach unserer Erfahrung mit der Vorspuraktion war mir klar, dass die 80'000 Gläser nicht mehr von Hand, mit Suppenlöffeln, sondern nur noch maschinell abzufüllen seien. Nach verschiedenen Offerten entschieden wir uns für einen privaten Abfüllbetrieb in Zollikofen bei Bern, den ich auch besuchte. Die Arbeiterinnen in diesem Betrieb, alle in Schutzkleidern und mit Kopfhaube arbeitend, verdienten nicht viel mehr als 2 Franken pro Stunde. Das war auch für damalige Verhältnisse ein lamentabler Lohn! Längere Zeit wusste ich nicht, wie ich mit diesem wüsten Aspekt des „Kapitalismus“ umgehen sollte. Jedenfalls machte ich diese prekäre Situation bei der EvB und im Verein der Kaffee-Aktion bekannt. An das Dilemma erinnere ich mich noch genau, auch an die Drohung Einzelner, sie würden aussteigen. Die idealistische Bewegung geriet damit also an die harte Realität der Wirtschaft.

Das dritte Problem wurde manifest, als wir realisieren mussten, dass der tansanische Fabrikationsbetrieb in Bukoba am Viktoriasee immer noch von einem Nestlé-Manager geleitet und mit Nestlé-Technologie ausgerüstet wurde. Ausgerechnet von Nestlé, dem Inbegriff der multinationalen Rücksichtslosigkeit, mit der wir von der „Arbeitsgruppe Dritte Welt Bern“ in einen Strafprozess wegen der Broschüre „Nestlé tötet Babys“ verwickelt waren! 
 Auch hier, mit dem Eintreten in den kommerziellen Markt, musste der puristische Idealismus Abstriche machen.

Schulung des Verkaufspersonals

Es war eine Selbstverständlichkeit, dass nur „geschultes“ Verkaufspersonal den „gerechten Kaffee“ aus Tansania verkaufen sollte.  Wir erstellten ein 50-seitiges „Dossier zur Verkäuferschulung“.
 Im Vorwort wurde unterstrichen: „Es geht dabei vor allem um die Information und nicht um den Verkauf des Kaffees allein.[...] Erst ein neues Bewusstsein bei uns, über unsere Beziehungen zur Dritten Welt und die sich daraus ergebenden grundlegenden Strukturveränderungen werden der armen Welt eine wirksame Hilfe sein“. Und weiter stand im Geleitwort: „Nur im Austausch der Meinungen und Erfahrungen, der gegenseitigen Kritik und Anerkennung kommen wir auf dem langen und mühseligen Weg der Bewusstseinsbildung weiter.“

Neben dem konkreten Handlungsangebot zur Gruppenaktion, zum Verkauf an Ständen und in Kirchgemeindehäusern, neben der theoretisch-ökonomischen Fundierung musste also – im Rückblick betrachtet – auch ein Stück Missionierung der Menschheit mitlaufen!
Wer das Dossier und die Ujamaa-Broschüren studiert hatte, wusste allerdings über die strukturellen Beziehungen zur Dritten Welt und die Arbeitsverhältnisse Bedeutendes: während ein Entwicklungsland im Jahr 1960/62 7,6 kg seines Kaffees im Tausch gegen eine Schweizer Uhr verkaufen musste, waren es 1970/72, also eine Jahrzehnt später, bereits 15,9 kg Kaffee für eine Uhr (so genannte Verschlechterung der „Terms of Trade“). Oder: Beim Tausch von Kaffee gegen eine Uhr mussten in Tansania vier Arbeitsstunden gegen eine Arbeitsstunde in der Schweiz getauscht werden (ein Beleg für den „ungleichen Tausch“, den „échange inégal“). Man vernahm auch etwas über die Entwicklungsstrategie, über wünschbare Rohstoffabkommen, über die angestrebte Diversifikation der kolonialen Monokultur und die drohende Beherrschung der Märkte durch die aufkommenden multinationalen Konzerne.
Der Verkaufserfolg und die Pressereaktionen zur Kaffee-Aktion waren für uns überwältigend – über die prekäre Qualität des Kaffeepulvers schwiegen alle hinweg. Der Historiker Konrad Kuhn hat in einer Seminararbeit zum Oberthema „Die Schweiz im Kalten Krieg“
 und danach in einer Lizenziatsarbeit die Kaffee-Aktion und weitere entwicklungspolitische Konsumentenaktionen aufgearbeitet und im Lichte der damaligen Berichterstattung akribisch beschrieben.

Die Kaffee-Aktion wurde mit Erfolg vorerst beendet. Die Rechnung stimmte und die Darlehen standen vollumfänglich zur Rückzahlung zur Verfügung. Der Reingewinn belief sich nach Abschluss der Aktion auf etwas 25'000 Franken. Aufgrund des Erfolgs der grossen 1975-er Aktion wurde 1976 eine neue, professioneller aufgezogene Verkaufsaktion von „Ujamaa-Kaffee“ organisiert. Zu diesem Zweck wurden im April 1976 die Statuten erneuert und neu die „Organisation Suisse-Tiers-Monde“ (OS3) in Sonceboz mit der Abwicklung beauftragt. Die operative Abwicklung wurde nicht mehr von der EvB, sondern von der OS3 betreut. Fritz Siegenthaler vom CFD und Hans Peter Rindlisbacher vom „Schweizerischen Arbeiterhilfswerk“ (SAH) stellten fortan das Präsidium des Vereins. Aus der Kampagne wurde schrittweise eine Daueraufgabe des entwicklungspolitischen Importhandels.

Wie bei anderen Themen versuchten wir auch hier aus einer bewegungsorientierten Kampagne eine Daueraufgabe zu machen, diese aber dann aus der EvB auszulagern und einer themenbezogenen Institution zu übergeben.

Ujamaa-Kaffee im Kalten Krieg

Der Erfolg und die systemkritische Orientierung der Kaffee-Aktion blieb bei den Wortführern des „Kalten Krieges“ nicht unbeachtet. In den 1970er Jahren waren die „Maulhelden des Kalten Krieges“ (Max Frisch) und die „unheimlichen Patrioten“ (Jürg Frischknecht) noch recht aktiv, sie hatten sich gewissermassen als Anti-Bewegung gegen die Achtundsechziger wiederbelebt. Zu ihnen gehörte auch das „Schweizerische Ost-Institut“ in Bern (SOI) unter der Leitung seines Gründers und Rechtsaussen-Politikers Peter Sager (später SVP-Nationalrat). In einem 50-seitigen Sonderdruck inszenierte Sager einen Rundumschlag gegen kirchliche und entwicklungspolitische Institutionen, in welchen die Kaffee-Aktion nicht unverschont blieb.
 In seinem Sammelsurium von Zitaten und Vermutungen wandte er sich gegen jene, die „auf dem Weg über die Entwicklungshilfe indirekt eine Systemveränderung der offenen Gesellschaft herbeiführen“ möchten. „Systemveränderung“ galt für die Exponenten des Kalten Krieges bereits als Angriff auf die Demokratie oder, wie sie sagten, auf die „offene Gesellschaft“. Sager verdächtigte die Kaffee-Aktion mit folgendem Zitat: „Der Ertrag belief sich auf Fr. 296'000.- wovon Fr. 96'000.- für die Ware bezahlt wurde. Während für die „Organisation“ Fr. 200'000. - (wovon für „Propaganda“ Fr. 70'000. - zum Teil für Inserate im „focus“) zurückbehalten worden ist.“
 Diese falschen und objektiv leicht widerlegbaren Behauptungen nahmen wir zum Anlass einer Verleumdungsklage gegen Peter Sager, die im Dezember 1976 mit einem vom Berner Gerichtpräsidenten veranlassten Vergleich endete.
 In diesem Vergleich berichtigte Sager seine Vermutungen und nahm die effektiven Zahlen der Kaffee-Aktion Ujamaa zur Kenntnis. Mit einer Pressemitteilung unter dem Titel „Peter Sager (Schweizerisches Ost-Institut) nimmt Verdächtigungen zurück“ machten wir selber den Vergleich gegenüber den Medien publik. Nicht nur das „Schweizerische Ost-Institut“, sondern auch einzelne bekannte Persönlichkeiten des konservativen Lagers versuchten, die Kaffee-Aktion madig zu machen. Unter anderem verfasste und streute ein im Ost-West-Denkschema fixierter Berner Pfarrer, Robert Rumpf, anonyme Flugblätter gegen die Aktion. Nachdem wir nach akribischer Suche deren Herkunft und Verfasser ausfindig gemacht hatten, machten wir auch seinen Namen umgehend publik, worauf er sich beschämt entschuldigte und rechtfertigte.

Im Zusammenhang mit solchen Angriffen prägte ich das Wort von der „Verdächtigungsindustrie“, ein Begriff, der später von der religiösen und kritischen Presse gern aufgegriffen und immer wieder kolportiert wurde.
 Die in der geistigen Enge des Kalten Krieges festgefahrenen Konservativen spürten natürlich zu recht, dass wir  mit unseren Aktivitäten auch politische Ziele anstrebten. Das Schreckwort war „Systemveränderung“: Wer Systemveränderung anstrebte, wurde bald einmal mit dem diffusen äusseren Feind (gemeint war immer der Kommunismus) identifiziert und intern ausgegrenzt. Die Schwächen der Kritiker liessen wir indes nicht einfach unbeantwortet. Vielmehr nutzten wir jede Gelegenheit, darauf zu reagieren und jeden ihrer Fehler zu einer Gegenreaktion auszunützen. Das verunsicherte die Traditionalisten und – was ebenso wichtig war – stärkte das Selbstbewusstsein in unseren Reihen und unsere Präsenz in der Öffentlichkeit.

Erst 16 Jahre später stellten wir fest, dass unsere Arbeit immer auch vom Geheimdienst (dem sog. „Staatsschutz“) observiert und begleitet worden war. So schrieb der (anonymisierte) Spitzel in der Fiche der Bundespolizei am 2. Juni 1975: „V. Stapo-ZH: Bericht über die Tätigkeit der „Erklärung von Bern“ in Zürich. Von im Bericht vom 17. 3.75 aufgeführten Personen konnte St. ident. werden.“

Und vom 24. Oktober 1975 datiert  der Ficheneintrag des Funktionärs in der Bundesanwaltschaft folgendes: „V. ND BE: Notiz an ND ZH: Der in einem Programm des Kongresses „Bananen, Produktion, Handel“ vom 23.11.75 in Zürich erwähnte Referent Strahm ist identisch mit S. Beilage: Programm.“

Was von dieser Kaffee-Aktion geblieben und historisch von Bedeutung ist, sind nicht diese kleinen Scharmützel und Episoden den Kalten Krieges, sondern der Aufbau einer konsumkritischen Bewegung, die zur späteren OS3 und zur heutigen „Claro Fair Trade AG“ und zur Fair-Trade-Kultur führen sollte.

Von der Aktion „Jute statt Plastic“ zu Fair Trade
Die Erfolge der Kaffee- und der Bananen-Aktionen weckten Lust zu neuen Experimenten.  Nach der Kaffee-Aktion Ujamaa versandten wir einen Fragebogen an alle Aktionsgruppen, mit denen wir sie mit neuen Ideen konfrontierten, die von der Fortführung der bisherigen Aktionen bis hin zu einer Aluminium-Kampagne (Energieverschwendung) und einer Jute-Aktion reichten. Mit 48 Prozent Zustimmung war die Jute-Aktion Favoritin der Umfrage, wie der Historiker Konrad J. Kuhn in den Archivmaterialien herausgefunden hat.

Nach unserer Erinnerung war es Anne-Marie Holenstein, die die Idee von Jutetaschen ins Gespräch brachte, nachdem sie im Flugzeug eine Passagierin mit einer Jute-Tragtasche  beobachtet hatte. Jute war auf Anhieb ein Aufhänger für eine Doppelsymbolik: Erstens ersetzt Jute den Plastik-Kunststoff, der aus teurem knappem Erdöl hergestellt wird. Und zweitens ist es ein Dritte-Welt-Land-Produkt. (Wir schrieben im Kampagne-Signet „Jute statt Plastic“ das Wort „Plastic“ mit Absicht mit einem fremdsprachigen „C“, um den fremden, künstlichen Charakter des Kunststoffs semantisch zu symbolisieren.)

Man muss sich das damalige politische Umfeld vergegenwärtigen: Im Herbst 1973 gab es im Gefolge des Jom-Kippur-Krieges die erste weltweite Erdöl-Krise mit einer raschen Verdreifachung des Erdölpreises, mit staatlich verordneten autofreien Sonntagen und mit einer raschen Bewusstseinsbildung über die drohende Ressourcenverknappung. Bei mir hinterliess ein Referat des ostdeutschen (DDR) Dissidenten Rudolf Bahro über die Umweltzerstörung und das „Seufzen der Kreatur“ (in Anlehnung an Marx) einen starken Eindruck. Kurz danach auch der erste Bericht des „Club of Rome“ über die Forrester-Meadows-Modelle, welche einen zukünftigen Ressourcenkollaps prognostizierten. 1975 war das Jahr der Besetzung des Atomkraftwerk-Geländes von Kaiseraugst. Zur Dritte-Welt-Problematik kam also bei der Alternativbewegung auch ein ökologisches Paradigma hinzu. Mit der Symbolik „Jute statt Plastic“ - entsprechend der Metapher „Dritte-Welt-Naturprodukt statt umweltbedenkliches Industrieprodukt“ - konnten ökologische und entwicklungspolitische Aspekte unter einen Hut gebracht werden. Ein Import von Sisal-Produkten aus Ostafrika wurde auch erwogen, musste aus technischen Gründen (schwere Verarbeitbarkeit der harten Sisalfaser) verworfen werden.

Die Idee einer Aktion mit Jutetaschen war schnell geboren, doch wie sollte die Umsetzung laufen? Woher sollten wir die Jutetaschen beziehen? Kein Lieferant, keine Boutique in der Schweiz oder im europäischen Umfeld war dazu in der Lage. Von einer englischen Hilfsorganisation kannten wir die Adresse des Hilfswerks „Jute Works“ in Dacca, Bangladesch. Dieses Land war wenige Jahre zuvor aus einem blutigen Bürgerkrieg hervorgegangen und darauf von einer tödlichen Sturmflut mit hunderttausenden von Menschenopfern heimgesucht worden.

Im Herbst 1975 konnte ich an einer Gruppenreise nach China, organisiert von der welschen Gruppierung „Connaissance de la Chine“ teilnehmen. Es war eine der ersten Reisen, die in China überhaupt möglich waren. („Connaissance de la Chine“ war ursprünglich von Industriellen gegründet worden, welche mit China ins Geschäft treten wollten.)

Bei meiner Rückreise aus Peking stieg ich in Bombay aus dem Swissair-Flugzeug und flog dann auf beschwerlichem Weg in Etappen mit Inlandflügen durch Indien bis nach Dacca, wo ich mit „Jute Works“ Kontakt aufnahm und die erst gegründeten Frauen-Kooperativen besuchte. Eine amerikanische katholische Ordensschwester, die Sister Michaela Francis, öffnete mir die Augen für die Probleme des Patriarchats im islamorientierten Bangladesch, für die Schwierigkeiten der Frauengruppen, für die Korruption und die mangelnden technischen Möglichkeiten zur Juteverarbeitung. Die ersten Jutetaschen wurden von Frauen aus grobmaschigem Jutetuch zurechtgeschnitten und zusammengenäht. Die Henkel wurden mangels Baumwollzwirn bloss mit Jutefäden angenäht (was bei den ersten Serien ständig zu Reiss-Schäden führte). Eine Frauenkooperative mit zwölf Frauen zum Beispiel bezog zusammen das grobe Jutetuch aus der nahen Fabrik, verteilte die Ballen zu gleichen Teilen auf alle zwölf und nach der Ablieferung der handgenähten Jutetaschen an Jute Works wurde der Ertrag in gleich hohen Häufchen von bengalischen Münzen (Taka) aufgeteilt und an der Frauenversammlung für alle sichtbar und kontrollierbar zu gleichen Teilen an alle zwölf Frauen verteilt. Schwester Francis war überzeugt: Bei Analphabetinnen kann man keine komplizierte Buchhaltung führen. Wo in Bengalen eine Buchhaltung geführt wird, ist Korruption im Spiel. Und wo Frauen nicht unter sich sind, dominiert immer der Mann. Das Dilemma der Männer war sichtbar und aufschlussreich: Einerseits waren sie zutiefst dagegen, dass sich ihre Frauen ausser Haus bewegten und sich so selbständig gebärdeten, anderseits waren sie auf die kleinen Einnahmen ihrer Frauen für die Familie angewiesen. Das Nähen von drei Jutetaschen brachte 3 Taka, was den Kauf eines Kilos lokalen Reises (Paddy) ermöglichte.

Nach meiner Rückkehr aus Bangladesch war ich überzeugt – und gegenüber der Organisation überzeugungsfähig – dass dies eine gute Aktion würde. Nach dem Muster der vorangegangenen Kaffee-Aktion bildeten wir von der EvB aus erneut eine Koalition, diesmal mit „Brot für Brüder“, „Helvetas“, „Fastenopfer“, „Brücke der Bruderhilfe“, „Schweizerisches Arbeiterhilfswerk“, „Terre des Hommes“ (Schweiz), „Interteam“, CFD und der „Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände“. Diese Koordination war zeitraubend aber notwendig zur Vorfinanzierung der Jutetaschen. In der ersten Serie bestellten wir 40'000, in der zweiten 80'000 Taschen.

Der Import der Jutetaschen von Dacca über den Hafen von Chittagong auf dem Seeweg nach Europa war zu dieser Zeit, kurz nach dem Krieg, kompliziert. Es brauchte eine Vorfinanzierung, eine Hinterlegung der Mittel bei einer internationalen Bank und Konnossamente (die damaligen Warenbeglaubigungen) als Sicherungstitel. Erst damit war eine Liberierung im Hafen von Chittagong möglich. Die Jutetaschen wurden nach der Ankunft in der Schweiz bedruckt. Ich glaube, eine ovale Bestempelung der Verschiffungsware in Bangladesch inspirierte mich zu einer ovalen Form des Symbols „Jute statt Plastic“. Der Grafiker Hans-Peter Bisig kreierte damit das Logo, das für die Aktion und für zwei weitere Jahrzehnte zum Markenzeichen werden sollte. In der Romandie lautete der Slogan „Solidarité - Jute - Ecologie“ und im Tessin, etwas unbeholfen, „Perchè Juta?“.

Das Zürcher Sekretariat der EvB war zeitweise überstellt und kaum zu- und durchgängig vor lauter Jutebergen, Versandboxen und zur Auslieferung an Aktionsgruppen vorbereiteten Paketen.

40'000 Jutetaschen waren im Nu weg - weitere 80'000 wurden ein Jahr später bei „Jute Works“ nachbestellt. Wegen mangelnder Qualität (abgerissene Traggriffe, fehlender Baumwollnähfaden) reiste ich ein zweites Mal nach Bangladesch, um unsere Qualitätsanforderungen durchzusetzen. Ich war immer der Meinung: Wenn die nicht unsere Qualitätsansprüche erfüllen können, sind sie auch nicht weltmarktfähig. Gleichzeitig sondierte ich die Möglichkeiten des Imports besser qualifizierter Produkte, z.B. Jute-Makramee-Artikel, deren Handknüpferei in Bengalen eine lange Tradition kannte. Bereits junge Mädchen zeigten eine unerhörte Handfertigkeit und Geschicklichkeit beim Makramee-Knüpfen. Die amerikanische Kunstgewerblerin Louisa Brooke versuchte als freiwillige Helferin, den Frauenkooperativen die im Westen gewünschten Stilformen zu vermitteln.

Eine Episode dieser zweiten Bangladesch-Reise 1977 ist mir noch in Erinnerung. Aus Kostengründen nahm ich nicht die teure Swissair, sondern suchte eine halb so teure Route mit der russischen Aeroflot über Moskau nach Dacca. Bei der Rückreise von Bangladesch musste ich in Moskau eine Übernachtung einschalten (ich wollte dort noch eine ehemalige Reiseführerin treffen). In Moskau übernachtete ich im bekannten, grossen Fremdenhotel „Moskwa“, im stalinistischen Zuckerbäckerstil erbaut. Am Empfang trug ich beim Ausfüllen der Formulare die Herkunft „Bangladesch“ ein. Etwa eine Stunde nach Zimmerbezug klopfte es heftig an meine Tür - ich war eben eingeschlafen. Nach dem Öffnen drängte ein kleines Männchen mit weissem Kittel gestikulierend in mein Zimmer, öffnete sein Köfferchen und bereitete eine Spritze vor. Recht unsanft drückte mich der Mann aufs Bett, und mit keinem deutschen oder englischen Wort erklärte er mir, weshalb ich eine medizinische Spritze erhalten sollte. Ich dachte sofort an den KGB, an Agentengeschichten, an Verhaftungen - es war ja mitten im Kalten Krieg. Mein panischer Gedanke ging dahin, man wolle mich einschläfern und dann würde ich irgendwo im Gulag aufwachen. Gewaltsam musste ich mich befreien, rannte in Unterwäsche in den Hotelkorridor und landete schliesslich bei der Etagen-Teefrau, die es damals in jedem russischen Hotel gab. Wild gestikulierend folgte mir das Männchen mit seiner Spritze: Ich in Unterwäsche voran, dieses in weissem Kittel mit Spritze hintennach. Erst nachdem von der Reception eine Übersetzerin angefordert worden war, klärte sich die „Gulag-Geschichte“: Wegen meiner Herkunft aus Bangladesch wurde meine Ankunft sofort wegen Cholera-Gefahr der Gesundheitsbehörde gemeldet, und diese schickte einen Amtsarzt, um mich zu impfen. Nach meinem gelben internationalen WHO-Impfausweis hatte zuvor niemand gefragt. Letztendlich flog ich ohne russische Cholera-Impfung nach Zürich zurück.

Symbolträger Jute-Tasche
Wie bereits bei früheren Konsumenten-Aktionen waren auch bei der Jute-Aktion die Verkäuferschulung und die Bewusstseinsbildung das zentrale Anliegen. Im Vorwort des 56-seitigen „Dossiers zur Verkäuferschulung“ schrieben wir: „Bei der Aktion „Jute statt Plastic“ geht es nicht darum, möglichst viele Jutesäcke zu verkaufen, sondern möglichst viel Information zu vermitteln. Niemand sollte Jutetaschen verkaufen, ohne sich vorher gründlich über die Probleme orientiert zu haben.“

Die vier Hauptbotschaften waren in einer Kurzfassung mit einem Werkstattpapier „Was tun?“ wie folgt zusammengefasst: 

Jute statt Plastic heisst Arbeit für Bangladesch.

Jute statt Plastic heisst Schonung von Umwelt und Energie.

Jute statt Plastic heisst Umschwenken zu einem einfacheren Lebensstil.

Jute statt Plastic heisst Umdenken zu einem anderen Wachstum.

Die zweifränkigen Jutetaschen waren also ein Symbol für ökologische und entwicklungspolitische Anliegen. Erstmals wurden mit dieser Aktion die ältere entwicklungspolitische Bewegung und die noch junge ökologische Bewegung (man konnte noch nicht von einer grünen, sondern von einer Regenbogen-Orientierung sprechen) verbinden. Das Symbol dieser Verbindung war der Jutesack, aus den Nähateliers bengalischer Frauen. Jutesäcke wurden später von Dritte-Welt-Läden und nach 1980 auch von kommerziellen Verkaufsgeschäften – Coiffeurläden, Detailhändlern, Drogerien, Boutiquen – beschafft und an Kunden verschenkt oder verkauft. Ab 1978 kamen die gleichen Jutetaschen mit dem gleichen, ovalen „Jute statt Plastic“-Signet auch durch die Fair-Trade-Organisation „Gepa“ in Wuppertal für 1.50 Mark auf den deutschen Markt. Dritte-Welt-Läden und rund 8000 kirchliche Aktionsgruppen verkauften an Ständen und vor Schulen die bengalischen Jutetaschen.
 Der Jutesack wurde zum Symbol eines Konsumstils. 30 Jahre später schrieb die „NZZ am Sonntag“: „Ist die Stunde des Jutesacks (wieder) gekommen? Dass ihn Modeboutiquen in aller Welt im Angebot führen, zeigt, dass er sich vom politisch korrekten Utensil zum Stil-Attribut gemausert hat.“

Gründung der Importgesellschaft OS3

Auf der organisationspolitischen Ebene gab uns die Jute-Aktion einen entscheidenden Anstoss: Sie führte als zweite grosse Kampagne nach der Kaffee-Aktion zur Institutionalisierung des Fairen Handels, und zwar sowohl an der „Verkaufsfront“ durch die Etablierung von „Dritte-Welt-Läden“ und „Magasins du Monde“ (zeitweilig gab es in der Schweiz 300 solcher Verkaufpunkte mit Freiwilligen) als auch bei der Einkaufsorganisation. Bereits nach meiner ersten Bangladesch-Reise luden wir im Herbst 1975 in Bern zu einer Konsultation für alle Dritte-Welt-Läden und Verkaufsgruppen zur Gründung einer eigenen Importorganisation ein.
 Über dreissig Entwicklungsorganisationen und Dritte-Welt-Läden sowie weitere 45 Personen, die sich für die Gründung eines Ladens oder einer Verkaufsaktion interessiert hatten, wurden zu dieser Zusammenkunft eingeladen, die sich für die weitere Marschrichtung als wegweisend erweisen sollte. Die „Organisation Suisse Tiers Monde“ (OS3) war damals quasi eine Privataktion Sekundarlehrers Jacques Jordans in Sonceboz. Diese Importstelle, die nur von den welschen „Magasins du Monde“ benützt wurde und viele ihrer Produkte aus der  holländischen Importstelle SOS-Welthandel gegen Kredit bezog, schien mir eine geeignete Basis für eine professionelle Importorganisation zu sein. Allerdings musste sie, das war meine Bedingung, „entprivatisiert“, d.h. in eine juristische Person mit breiterer Beteiligung überführt werden. Bereits die dritte Kaffee-Import-Aktion Ujamaa wurde von OS3 quasi treuhänderisch abgewickelt. Und aufgrund der Erfahrung mit den stark riechenden Jutetaschen im Sekretariat der EvB war mir bewusst, dass man Importaktivitäten nun professionell gestalten und auslagern müsste.

An der wichtigen Konsultation vom 6. Dezember 1975 in Bern über die Frage der Beteiligung oder die Gründung einer gemeinsamen Importstelle für Konsumenten-Aktionen gingen die Meinungen stark auseinander: Die Exponenten des Dritte-Welt-Ladens Uster, des ersten Ladens dieser Art in der Deutschschweiz, sprachen sich dafür aus, dass jeder Laden selber seine Verkaufsprodukte in Entwicklungsländern beschaffen und so eine ideelle Verbindung mit den Produzenten herstellen sollte. Nur so könne eine direkt Beziehung zum Projekt aufrechterhalten werden. Namhafter Wortführer dieser „Fraktion“ war der Ustermer Pfarrer Franz Schüle, der später für lange Jahre Direktor des HEKS werden sollte. Auf der anderen Seite wehrte sich eine kleine, zierliche Frau mit schwarzen Haaren aus dem Dritte-Welt-Laden Zürich/Altstetten resolut für eine zentrale und professionelle Einkaufsstruktur, eben für eine gemeinsame OS3, die allen gehört und alle bedienen soll. Diese Frau hiess Ursula Koch – sie wurde später Zürcher Stadträtin, danach Nationalrätin und für kurze Zeit Präsidentin der SP Schweiz.

Ungeachtet der Opposition aus Uster trieben wir von nun an die Verselbständigung und Gründung der OS3 zielstrebig voran. Zur Kapitalbeschaffung mussten wir allerdings andere Organisationen ins Boot holen; einer der starken Promotoren und Mitbegründer war Pfarrer Hans Ott, der als Geschäftsführer von „Brot für Brüder“ über grössere Darlehensmittel verfügte.
Die Gründungsversammlung der Aktiengesellschaft OS3 fand am 22. Juni 1977 in Bern statt, nachdem unter unserer Federführung unzählige Sitzungen über Kapitalbeteiligungen anderer Entwicklungswerke, Statuten, Übernahme Kosten, Lagerbewertung für die Übernahme der alten OS3, etc. abgehalten worden waren.

Im November 2007 konnte die Organisation ihr 30-jähriges Bestehen feiern. In der Zwischenzeit war die OS3 in die „claro fair trade AG“ umgewandelt und umbenannt worden. Sie war vom Gebäude des alten, geschlossenen Konsumladens in Sonceboz nach Orpund bei Biel in einen eigenen Gebäudekomplex umgezogen. In der Zwischenzeit hatte sie Hochs und Tiefs durchgemacht und musste auch mal finanziell saniert werden. Nach dem Rücktritt des Gründungspräsidenten Hans Ott haben später zeitweilig auch Lilian Uchtenhagen und danach Anne-Marie Holenstein die Verantwortung für das Verwaltungsratspräsidium und die Sanierung getragen. Nach allen Fortschritten und Rückschlägen war die „claro fair trade AG“ zu ihrem 30-jährigen Bestehen zu einer Importfirma mit 24 Mio. Franken Umsatz, 37 Mitarbeitenden angewachsen, die 140 claro Läden in der Deutschschweiz mit einheitlichem Auftritt bedient und auch Fair-Trade-Produkte in andere europäische Länder reexportiert.

Die Übertragung der Kaffee- und der Jute-Aktionen von der EvB auf die OS3 im Jahre 1977 hatte für uns damals eine doppelte Bedeutung. Einerseits wussten wir, dass wir durch die Ausgliederung die attraktiven Konsumenten-Aktionen für alle Zukunft irreversibel verloren und aus der EvB ausgliederten; anderseits waren wir bereits in neue Engagements eingestiegen, die uns voll ausfüllten: Neben den Arbeitsbereichen von Regula Renschler mit Rassismusfragen, Kinderbüchern und „Tourismus und Entwicklung“ und neben den internationalen und nationalen Engagements von Anne-Marie Holenstein in Ernährungsfragen beschäftigten 1977/78 neue Herausforderungen wie die Kapitalflucht aus Entwicklungsländern, die „Aktion Finanzplatz“ und der Frauenhandel mit der Dritten Welt die zehnjährige „Erklärung von Bern“.

Initiierung, Koordinierung, Geburtshelferdienste zur Auslagerung und zuletzt Verselbständigung von themenbezogenen Aktivitäten gehörten quasi zur Grundkonzeption der EvB-Tätigkeiten.

Von der Kapitalflucht-Problematik zur Finanzplatz-Aktion

Im Jahr 1977 gelangte ein neues Thema zur innenpolitischen Aktualität, das viele Jahre zuvor schon von den Entwicklungspolitikern und der Dritte-Welt-Bewegung vorgebracht worden war, allerdings ohne grosse Beachtung zur erhalten: Die Frage der Kapitalflucht auf Schweizer Banken.

Ausgelöst durch eine aufgeflogene Kapitalflucht-Affäre mit anschliessenden Verlusten bei der Chiasso-Tochter der Schweizerischen Kreditanstalt SKA wurden das Bankenthema und die Kapitalflucht schlagartig zu einem Top-Thema der Innenpolitik. Der erst seit zwei Jahren im Amt wirkende Präsident der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz, Helmut Hubacher, führte nach dem so genannten „Chiasso-Skandal“ im Sommer 1977 eine gnadenlose politische Attacke gegen die Welt der Zürcher Grossbanken.

In der entwicklungspolitischen Bewegung waren indes das Bankengebaren und die Fluchtgeldfrage schon ein Thema, lange bevor dieses auch die schweizerische Innenpolitik einholte. Der Slogan der Achtundsechziger-Bewegung kannte bereits das Schlagwort: „Wo Throne wanken, helfen Schweizer Banken“, das etwa auf Demonstrationszügen mitgetragen wurde. 
Auch in der religiös und ethisch inspirierten Dritte-Welt-Bewegung wiederholten wir das Motto von der Kapitalflucht aus Entwicklungsländern: „Es kommt weniger darauf an, mehr zu geben, als weniger zu nehmen.“

Die im Herbst 1970 im Bundeshaus organisierte „Interkonfessionelle Konferenz Schweiz - Dritte Welt“
 machte – auch auf Anregung der Jugendfraktion hin – die Kapitalflucht aus Entwicklungsländern als entwicklungspolitisches Thema gewissermassen hoffähig.
 Die Evangelischen Kirchen Lateinamerikas schrieben an die „Interkonfessionelle Konferenz“: „Gibt es nicht etwas, das man auf schweizerischer Seite tun könnte, wie z.B. die Veröffentlichung der Namen jener Personen, die Konten bei Schweizer Banken unterhalten? Dies wäre eine prophetische Verurteilung unserer Lage…“
     

In zunehmender Häufigkeit erschienen in der Dritten Welt Zeitungsberichte über Fluchtgeld-Bewegungen in die Schweiz. Besonders stossend war die Abweisung einer achtköpfigen Delegation aus Honduras unter der Leitung eines honduranischen Bischofs, die bei Zürcher Banken wegen der Fluchtgelder ihres gestürzten Diktators und Generals Lopez Arellano vorsprachen. In wohl etwas naiver Vorstellung meldete sich diese hochrangige Delegation aus Honduras im Mai 1975 bei der „Schweizerischen Kreditanstalt“ (SKA) zu einem Gespräch an, worauf die Bank sogar den Empfang und das Gespräch verweigerte. Ein Vorfall, der in ganz Zentralamerika kolportiert worden ist.
     

In einem Aufsatz über die weitere entwicklungspolitische Strategie nach dem Einfrieren des Entwicklungszusammenarbeits-Gesetzes im Parlament – die Details werden im nächsten Abschnitt beschrieben – skizzierte ich in einem Aufsatz „Überlegungen zum Problem, wie sich das neue entwicklungspolitische Verständnis in eine politische Strategie umsetzen lässt“. In diesem Grundsatzpapier entwickelte ich „Stossrichtungen einer entwicklungspolitischen Verfassungsinitiative“, mit der die Bewegung Druck auf die Konkretisierung der Entwicklungszusammenarbeit ausüben könnte.
 Neben der Forderung nach einer Neufassung des Solidaritätsbegriffs (im Sinne von „Die Ärmsten fördern“) und nach einer Bundeskompetenz zur Kontrolle der privaten Investitionen in Entwicklungsländern forderte ich auch einen Stopp der Entgegennahme von Fluchtgeldern aus der Dritten Welt: „Der Bund stellt Vorschriften auf über die Entgegennahme ausländischer Gelder, namentlich betreffend Fluchtkapital aus Entwicklungsländern, das diese illegal verlassen hat“. Das war meine Kernforderung zur Bankenfrage. Weil eine Volksinitiative selbst innerhalb der EvB umstritten war - nicht der Inhalt, sondern die Wirksamkeit des Instruments einer Volksinitiative wurde angezweifelt - wurde das Projekt nach einer grösseren Konsultation in der „Reformierten Heimstätte Gwatt“ 1975 vorläufig nicht weiterverfolgt.

Gründung der „Aktion Finanzplatz“

Als dann 1977 der Chiasso-Skandal aufflog, erinnerte man sich der früheren Postulate der „Interkonfessionellen Konferenz Schweiz Dritte Welt“ von 1970 und meiner Vorschläge aus dem Jahr 1975 für eine Volksinitiative gegen die Kapitalflucht (Gwatter-Konsultation). Kapitalflucht wurde plötzlich zu einem hoffähigen Thema, nachdem aufgedeckt worden war, wie italienische Reiche die SKA-Filiale in Chiasso für Fluchtkapital-Stiftungen in Lichtensein und für Geldwäscherei-Transfers benutzt hatten.

Bereits im Sommer/Herbst 1977 fragte mich die SP Schweiz (ich war eben erst Mitglied der Partei geworden), ob ich eine Kommission zur Vorbereitung einer „Initiative gegen die Kapitalflucht“ (so wurde sie anfänglich bezeichnet) präsidieren wolle. Zuvor hatte der neue und angriffige Präsident, Helmut Hubacher, quasi in vorauseilendem Alleingang eine solche Initiative angekündigt oder angedroht; und nun stand die Partei etwas hilflos vor der Frage, wie eine solche Initiative zu formulieren sei.

In der Vorbereitungskommission, die ich als EvB-Sekretär präsidierte, wirkten jüngere Leute mit, die sich später auch weiter mit Bankenfragen beschäftigen sollten – allerdings zum Teil im anderen Lager: z.B. Peter Nobel (damals Juso-Chef), Daniel Zuberbühler (damals junger Beamter im Finanzdepartement), Margrit Meier (damals Kultur-Beamtin), Jakob Tanner (Assistent in Geschichtswissenschaft) und weitere. Für die EvB wie für mich persönlich war diese Arbeit an einer Initiative der erste Kontakt zu einer politischen Partei, ja zur schweizerischen Innenpolitik überhaupt. Ich ahnte damals noch nicht, dass ich später – im Frühjahr 1978 – einen durch Elfi Schöpf veranlassten Ruf erhielt, mich bei der SP als Zentralsekretär zur Verfügung zu stellen. Ich wurde dann als SPS-Zentralsekretär zusammen mit Andreas Lutz gewählt und trat mein Amt am 1. Oktober 1978 an.

Für die EvB stellte sich die schwierige Frage, wie weit sie sich an eine politische Partei anlehnen könne oder dürfe, denn die meisten Unterzeichner und Mitglieder stammten aus nichtparteilichen, kirchlichen und ethischen Kreisen. Für die EvB war klar: Die Kapitalflucht war ein „Dauerskandal“, aber mit einer politischen Partei konnte sie sich nicht ins Boot setzen. Die „Initiative gegen den Missbrauch des Bankgeheimnisses und der Bankenmacht“ (Banken-Initiative) – so nannte sich schliesslich das Projekt – sollte von der EvB und anderen entwicklungspolitischen Gruppierungen unterstützt werden; schliesslich entsprach die Stossrichtung ihrem langjährigen Anliegen. Doch ein Zusammengehen mit der Sozialdemokratie hätte einen Teil der in den katholischen und reformierten Kirchen verwurzelten Mitglieder nicht mitgetragen. Innerhalb des Leitungsteams im EvB-Sekretariat mit Anne-Maria Holenstein, Regula Renschler und mir und im Deutschschweizer Vorstand unter der Leitung von Ursula Walter war eine Unterstützung der Initiative unbestritten und wurde als ein Muss betrachtet. Viele Informationen und vor allem die Publikation der spektakulären Kapitalfluchtfälle waren ja aus der Küche der EvB ins Spiel gebracht worden.

Die Lösung des Dilemmas zwischen inhaltlicher Zustimmung zur SP-Initiative und parteipolitischer Reserve gegenüber der SP fand man1978 in der Vorbereitung einer Art parteipolitisch neutraler Unterstützungsstruktur, der „Aktion Finanzplatz Schweiz - Dritte Welt“.

In gewohnter und längst mit früheren Aktionen eingeübter Vorgehensweise ersuchten wir die anderen entwicklungspolitischen Organisationen und Gruppierungen um eine Mitträgerschaft der „Aktion Finanzplatz“. Die EvB würde, so lautete unser Konzept, zunächst die Federführung und das Sekretariat übernehmen, aber dies im Rahmen einer eigenen rechtlichen Struktur eines Vereins, die von der politischen Partei unabhängig bleiben sollte. Durch die Koordination der EvB wurde Anfang November 1978 nach mehrmonatigen Gesprächen und Konsultationen die „Aktion Finanzplatz Schweiz - Dritte Welt“ gegründet. Mitglieder des Trägervereins wurden von Anbeginn der „Christliche Friedensdienst“ (CFD), das Schweizerische Arbeiterhilfswerk (SAH), die SAFEP als Dachorganisation der Arbeitsgruppen Dritte Welt, das (POCH-nahe) „Solidaritätskomitee für Afrika, Asien und Lateinamerika“ (SKAAL), „Terre des Hommes Schweiz“, sowie der Vorstand der „Dritte-Welt-Läden Deutsche Schweiz“. Nicht von der Partie waren diesmal die kirchlichen Hilfswerke und die traditionellen grossen Entwicklungsorganisationen. (Die Kirchen befassten sich auch hie und da mit der Kapitalflucht, verfassten eigene Studien im Niemandsland zwischen Bekenntnis und Distanznahme, aber sie wurden durch die Zürcher „Finanzplatz-Kirchen“, wie wir sie bezeichneten, auch immer wieder zurückgebunden.)

Die eigentlichen organisatorischen Arbeiten wurden ab Oktober 1978 vom Ökonomen Urs Haymoz an die Hand genommen, der zuvor in St. Gallen studiert hatte und im Sommer 1978 zu meinem Nachfolger im Zürcher EvB-Sekretariat gewählt worden war. Auf Beginn des Jahres 1979 stiess dann Hans Sonderegger zum EvB-Team, das ab 1979 in neuer Zusammensetzung die Arbeiten weiterführte.

Die „Aktion Finanzplatz“ druckte nach deren Lancierung 1979 einen eigenen Unterschriftenbogen für die Banken-Initiative. Sie erstellte eigene Materialien und Prospekte, und deren Lokalgruppen beteiligten sich an Ständen und Veranstaltungen aktiv bei der Unterschriftensammlung. (Die 120'000 Unterschriften waren bereits innert vier Monaten beisammen.) Auch im Hinblick auf die Volksabstimmung im Mai 1984 engagierte sich die „Aktion Finanzplatz“ ebenso wie die EvB mit einer entwicklungspolitischen Argumentation. Auch das viel zitierte und häufig verwendete „Bildungsdossier Banken“, das die SP Schweiz 1978 publizierte, ist noch im EvB-Sekretariat in Zürich initiiert, geschrieben und gestaltet worden.
 Ebenso ein vertiefendes Buch von Urs Haymoz zur Fluchtkapitalfrage.

Bankeninitiative scheitert – Kapitalfluchtproblematik geht weiter

Nach einer beispiellosen und teuren Gegenkampagne der Banken (man schätzte den Aufwand auf 20 Mio Franken in den vier Jahren) scheiterte die Banken-Initiative mit 73 Prozent Nein-Stimmen im Mai 1984 kläglich. Sie war in die Falle des in der Schweiz tief verwurzelten Geheimhaltungsbedürfnisses vor dem Schnüffelstaat und der Skepsis gegen jede staatliche Intervention geraten. In der Volksabstimmung spielte die Kapitalfluchtfrage eine untergeordnete Rolle.

Die Kapitalflucht-Problematik liess allerdings die EvB nicht mehr los. Sie beschäftigte die EvB nicht nur während der Laufzeit der Banken-Initiative (1978 bis 1984), sondern auch während der darauf folgenden Jahre und Jahrzehnte. Nicht nur Urs Haymoz, sondern später auch der EvB-Sekretär Peter Bosshard und noch später die Mitarbeitenden wie Andreas Misbach  betreuten die Kapitalfluchtfrage und die Banken-Thematik weiter. Mit der Finanzplatz-Problematik befasste sich auch das Gründungsmitglied der „Aktion Finanzplatz“, Bruno Gurtner, der bei der Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke (Swiss Coalition) von 1977 bis 2008 während voller 31 Jahre in dieser Thematik am Ball blieb. Die „Aktion Finanzplatz Schweiz - Dritte Welt“ verselbständigte sich in den 1980er Jahren; und sie ist bis heute politisch und publizistisch in Banken- und Finanzmarktfragen aktiv. Wie bei den Konsumenten-Aktionen und Fair Trade (claro), bei Kinderbüchern (Baobab), bei der Problematik des Tourismus (Arbeitskreis „Tourismus und Entwicklung“) leistete die EvB auch bei der Finanzplatz-Aktion als Initiatorin die anfängliche Geburtshilfe, half später dann bei deren Wachstumsförderung und führte sie irgendwann in die volle Selbständigkeit.

Entgegen häufiger Befürchtungen, die EvB würde durch dieses Abstossen bisheriger Aktivitäten amputiert werden, wurde die Organisation nicht geschwächt, sondern gestärkt. Aus diesem Zyklus von Initiieren - Wachsen - Verselbständigen einer themenbezogenen Aktivität sind nämlich die EvB-Lokalgruppen gestärkt hervorgegangen. Die ursprüngliche Anforderung, der Leitende Sekretär müsse die Lokalgruppen „animieren“ wurde durch die thematischen Aktionen von selber erfüllt, – jeder Animationskurs wurde überflüssig. Denn jede neue Aktion rief nach Reflektion und machte wiederum Lust und Mut zu neuer Aktion. Das Konzept der themenzentrierten Aktionen hatte sich als bester Animator erwiesen!

Vom neuen Entwicklungsverständnis zur Entwicklungspolitik des Bundes

Wenn man den Aufsatz der Historikerin Renate Spörri liest, die aufgrund einer Analyse der Quellenmaterialien des Bundesarchivs und des Sozialarchivs die Entstehung des Entwicklungszusammenarbeitsgesetzes in den Jahren 1972 bis 1976 aufgearbeitet hat, ist man selbst als Akteur des damaligen Geschehens erstaunt, welche Bedeutung der EvB von der Geschichtsschreibung zugemessen wird. „Die EvB hat die entwicklungspolitische Landschaft der Schweiz wesentlich beeinflusst. Direkte Spuren dieser Wirkung sind schwierig zu fassen, doch lässt sich aufgrund des vorhandenen Archivsmaterials die Behauptung wagen, dass der Einfluss der EvB vor allem bei der allgemeinen Bewusstseinsbildung gross war.“

Vier Jahre nach dem ersten Aufbruch der entwicklungspolitischen Bewegung unter den Achtundsechzigern und nach der Lancierung der EvB schickte der Bundesrat 1972 einen Entwurf für ein Bundesgesetz über Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe (BGEH) in die Vernehmlassung. Diese Gesetzgebung ging auf einen Vorstoss des Winterthurer SVP-Nationalrats Erwin Akeret von 1971 zurück. (Der ursprünglich von den Zürcher Demokraten her kommende Akeret wurde später vom jungen Zürcher SVP-Präsidenten Christoph Blocher an die Wand gedrückt und ausgebootet.)

„Erklärung von Bern“ stösst Koordination im Vernehmlassungsverfahren an

Dieser Gesetzesentwurf entsprach in seiner Stossrichtung nicht den Vorstellungen der Entwicklungsorganisationen; insbesondere zeigten wir von den Arbeitsgruppen Dritte Welt und von den SAFEP grosse Reserven. Innerhalb der Organe der „Erklärung von Bern“ thematisierte Anne-Marie Holenstein sehr früh das Dilemma zwischen Unterstützung und Distanznahme; und während des ganzen Vernehmlassungs- und Gesetzgebungsverfahrens befasste sich das Schweizerische Komitee der EvB aufgrund ihrer Anstösse mit der EZA-Gesetzgebung, wie die Protokolle dies belegen. 
 In früher Wahrnehmung der sich abzeichnenden Differenzen im entwicklungspolitischen Lager insistierte Anne-Marie Holenstein auf einer Koordination unter den Hilfswerken, um die Vernehmlassungsantworten zu bündeln und dem Änderungsvorschlägen durch Gemeinsamkeit mehr Gewicht zu geben. Aufgrund ihres Vorschlags fand am 16. November 1972 eine erste Arbeitstagung auf Einladung der Swissaid statt, in welcher der der kritischen Sichtweise gegenüber aufgeschlossene Journalist Andreas Bänziger als Medienverantwortlicher wirkte. Die Konsultation war der Beginn einer langjährigen „Plattform für die Zusammenarbeit“ unter den Entwicklungsorganisationen der Schweiz, welche sich später mit gemeinsamen Aktionen für Ujamaa-Kaffee, Jutetaschen, OS3-Gründung, Arbeitskreis Tourismus und Entwicklung, „Aktion Finanzplatz“ und vielem mehr vertiefen sollte. Die vier traditionellen Hilfsorganisationen „Brot für Brüder“, „Fastenopfer“, „Swissaid“ und „Helvetas“ hatten schon zuvor im Jahr 1969 auf Initiative des evangelisch-reformierten Berner Pfarrers und BfB-Präsidenten Franz Baumann zu einer losen „Arbeitsgemeinschaft“ (heute Alliance Sud)) zusammengefunden, welche sich zunächst auf die Koordination von Sammlungen und von sammelbezogenen Informationen beschränkte, sich dann später aber mit dem „Informationsdienst Dritte Welt“ (i3w), der „Schulstelle Dritte Welt“ und Lobbyaktivitäten zu einer wichtigen entwicklungspolitischen Institution entwickelte.

Zu dieser Konsultation über den EZA-Gesetzesentwurf waren auch die „Schweizerischen Arbeitsgruppen für Entwicklungspolitik“ (SAFEP) eingeladen, in welcher die „Arbeitsgruppe Dritte Welt Bern“ die Koordination innehatte. Die SAFEP erstellten eine eigene kritische Stellungnahme, welche zahlreiche Kritikpunkte und Änderungsvorschläge für die Gesetzgebung enthielt. Es waren nach meiner Erinnerung wieder Anne-Marie Holenstein und Andreas Bänziger, die sich für diese Anliegen offen zeigten und sie in die „Plattform“ der Hilfswerke einbrachten.

Aus dieser ersten Koordination entstand eine gemeinsame Vernehmlassung von „Fastenopfer“, „Swissaid“, CVP Schweiz und dem „Schweizerischen Katholischen Missionsrat“ zum Gesetzesentwurf des Bundesrats. Die ähnlich lautende Stellungnahme von „Brot für Brüder“ wurde prozedural durch die amtskirchlichen Abläufe im „Schweizerischen Evangelischen Kirchebund“ gefiltert. Die EvB und die SAFEP reichten eigene Stellungnahmen ein, allerdings mit ähnlichen Stossrichtungen. Die von allen Organisationen eingebrachten Änderungsanträge betrafen im Wesentlichen drei Forderungen an das Gesetz:

1. Die Entwicklungszusammenarbeit (EZA) müsse auch innerhalb der Entwicklungsländer besser ausgewogene Verhältnisse anstreben. (Dahinter stand das Prinzip: „Die Ärmsten fördern“.)

2. Es müsse eine Statistik über die finanziellen Hin- und Rückflüsse (gemeint waren speziell auch die Kapitalrückflüsse) nach und aus Entwicklungsländern erstellt werden. (Im Hintergrund stand erneut das Prinzip: „Es kommt weniger darauf an, mehr zu geben, als weniger zu nehmen“, sowie die Problematik der Fluchtgelder.)

3. Der Bund müsse auch die Forschung über Entwicklungsländer und Entwicklungszusammenarbeit unterstützen.

Die SAFEP und andere markierten sich zudem in ihren Stellungnahmen ihre Kritik gegenüber der Förderung von Privatinvestitionen in den Entwicklungsländern durch den Staat.

Bedeutung der Dependenztheorien und des Zentrum-Peripherie-Modells

Hier müssen nun zum besseren Verständnis der Kritik einige Hintergründe erläutert werden, weshalb die jüngere entwicklungspolitische Bewegung (namentlich auch die „Achtundsechziger“) überhaupt zu einer solchen kritischen Haltung zu einem Bundesgesetz gelangte, das sie ja  immer gefordert hatte. In Abweichung von der ursprünglichen karitativen und ethischen Motivation der meisten Erstunterzeichner der EvB war uns Jüngeren mehr und mehr aufgefallen, dass die Entwicklungshilfe (der Bund wandte damals 150 bis 200 Mio. Franken pro Jahr auf) und vor allem die privaten Investitionen und Exportkredite nicht den Armen in den armen Ländern zugute kamen. Dies mündete in den Slogan: „Entwicklungshilfe ist, wenn Arme in reichen Ländern Reichen in armen Ländern Hilfe leisten“. 

Ich kann diesen Umdenkprozess, der wohl in der ganzen entwicklungspolitischen Bewegung auf irgend eine Weise vor sich ging, an meiner eigenen geistigen Entwicklung veranschaulichen: Die lateinamerikanische Entwicklungstheorie eines Ander Gunder Frank und eines Rodolfo Stavenhagen sprach - in starkem Gegensatz von der Weltbank-Doktrin eines Lester Pearson und Robert McNamara - von einer Entwicklung der Unterentwicklung. Sie zeigten auf, dass die Entwicklungshilfe vor allem den urbanen Oberschichten zugute kam und dass innerhalb Lateinamerikas eine wachsende Disparität im Entstehen war. Dieses Konzept des „Desarollismo“ war auch die Sichtweise der aus Brasilien stammenden Befreiungstheologie, die in den kirchlichen Kreisen einen starken Eindruck hinterliess. Inspiriert durch die Schriften des brasilianischen Priesters Paolo Freire über die „Pädagogik der Unterdrückten“ verstanden wir die Entwicklung mehr und mehr als Befreiungsprozess, zugespitzt mit dem Motto: „Entwicklung heisst Befreiung“. Der Deutsche Dieter Senghaas und der Norweger Johan Galtung machten diese Modelle der „strukturellen Gewalt“ auch in der deutsch- und englischsprachigen Entwicklungstheorie und -soziologie hoffähig. Unsere Folgerung war, man müsse Abstand nehmen, bloss von „armen Ländern“ zu sprechen; vielmehr müsste die Dritte Welt selbst differenziert werden: In den Entwicklungsländern selber gebe es reiche, ausbeuterische, oft korrupte Oberschichten und gleichzeitig verarmte, marginalisierte Arme. In Urlauberkursen des „Schweizerischen Katholischen Missionsrats“, in denen ich bereits als Student und emmentalischer Protestant erstaunlicherweise von Erich Camenzind häufig als Referent eingeladen wurde, testete ich jeweils diese These und stiess bei den fronterfahrenen, gläubigen und meist wertkonservativen Missionsleuten auf volle Zustimmung. Die erste Erdölkrise im Herbst 1973 mit einer Verdreifachung des Ölpreises bestätigte und bestärkte ohne unser Zutun den Eindruck, dass die Dritte Welt nicht als homogen und nicht länger als „arme Welt“ betrachtet werden könne. Die EvB berichtete ihn ihren Rundbriefen vermehrt über dieses Dilemma nach der Ölkrise.
 Ich persönlich war nach meinem Aufenthalt in Ostafrika 1973 aufgrund der dortigen konkreten Erfahrungen mit der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit – vor allem mit der Hotel- und Tourismus-Förderung der Schweiz in Kenya, die mir bloss als „Trinkgeld-Entwicklung“ vorkam – äusserst ernüchtert und auch zornig angesichts der Tatsache, dass die Hilfe nicht den Ärmsten, sondern den Zentren und Oberschichten zugute kam, was ich in einer provokativen Schrift der SAFEP auch niederschrieb.

Ich glaube, es war an einer der ersten „Plattform“-Sitzungen in Anwesenheit von Anne-Marie Holenstein, Andreas Bänziger, Al Imfeld und anderen, wo ich mit missionarischem Eifer und wie gewohnt pädagogischer Aufdringlichkeit ein Zentrum-Peripherie-Modell skizzierte: Zwei Kreise, ein Industrieland und ein Entwicklungsland symbolisierend, und innerhalb dieser Kreise je ein Subzentrum, das die Oberschichten darstellen sollte, die unter sich zwischen erster und Dritter Welt vernetzt sind. In späteren Schriften, u.a. im weit verbreiteten Buch „Überentwicklung - Unterentwicklung“,das auf Deutsch eine Auflage von 130'000 erreichte, in Schulen verwendet wurde in sieben Sprachen übersetzt worden ist, habe ich diese persönlichen Erkenntnisse zum Zentrum-Peripherie-Modell in pädagogischer Aufmachung weiter propagiert.

Es gab also, dies meine Überzeugung, nicht einfach eine Spaltung der Welt in Reiche und Arme Länder, sondern eine Integration der Zentren und eine Desintegration zwischen Zentren und Peripherien innerhalb der Länder. Ich war zutiefst überzeugt, dass die Entwicklungshilfe auch an die Falschen gelangen und die Kluft innerhalb der Entwicklungsländer verstärken könnte - und umso weniger war ich überzeugt vom Entwurf des EZA-Gesetzes. Daraus entstand die Forderung, die Hilfe müsse „die Ärmsten fördern“, also zum inneren Ausgleich innerhalb der Länder beitragen.

Dieses Modell war nicht nur ein linkes Konzept, sondern es sprach auch die Konservativen an. Selbst James Schwarzenbach, der mit seiner republikanischen Bewegung sehr früh, bereits im Jahre 1972, ein Referendum gegen das neue EZA-Gesetz angekündigt hatte, vertrat ständig das stereotype Schema, die Entwicklungshilfe würde ohnehin nur den Reichen zukommen. Das Prinzip „die Ärmsten fördern“ fand also nicht nur bei der Linken, sondern auch bei den kirchlichen Kreisen und ethisch Motivierten eine starke Zustimmung; nur deshalb fand das Zentrum-Peripherie-Modell eine so breite Akzeptanz, zumindest im deutschsprachigen Raum.

Für mich basierten das Zentrum-Peripherie-Modell und die Forderung „die Ärmsten fördern“ auf einem sozialistischen Grundkonzept. Ich kannte ja die Imperialismustheorien von Rosa Luxemburg und Karl Hilferding bis zu den jüngeren Autoren wie Paul Baran, Ander Gunder Frank, Rodolfo Stavenhagen. Ich kannte auch die lateinamerikanische Befreiungstheologie. Auch war ich an der Rezeption und Auseinandersetzung mit den etwas abweichenden französischen Denkschulen von Pierre Jalée, Arghiri Emmanuel u.a. beteiligt. Aber ich vermied tunlichst den marxistischen Jargon, vermied den sprachlichen Rückgriff auf die „Klassenfrage“ und das südamerikanische Konzept der „Kompradorenbourgeoisie“. Ich glaube, im Rückblick beurteilt, war es ein Glücksfall, dass wir diese sozialistischen Denkmuster Lateinamerikas in eine bei uns verständliche Sprach übersetzten und auf das hier verbreitete ethische Wertsystem im deutschsprachigen Raum zurückgriffen. Die konservativen Bürgerlichen – dies zeigte sich z.B. in der gehässigen Parlamentsdebatte zum EZA - Gesetz – verurteilten zwar diese Ausrichtung als eine „Verpolitisierung der Entwicklungshilfe“, aber sie konnten dem angesichts des Realitätsbezugs der wachsenden internen Kluft in den Entwicklungsländern nichts entgegenhalten.

Dieser redaktionelle Abstecher in die politisch-ideelle Konzeptionsdebatte der entwicklungspolitischen Bewegung und innerhalb der EvB sollte helfen, das Umdenken innerhalb der entwicklungspolitischen Bewegung und auch bei den Verantwortlichen der EvB zu erklären. Dieser Erkenntnisprozess führte denn auch zur zunehmend kritischen Haltung gegenüber dem Gesetzesentwurf, was vielen traditionellen Entwicklungshilfebefürwortern unverständlich schien. Zwar hatten die EvB und die entwicklungspolitische Bewegung immer ein stärkeres Engagement des Bundes für die Solidarität gefordert, aber sie standen der Ausrichtung der realen Entwicklungspolitik nunmehr kritisch gegenüber.    

An diese frühe kritische Distanznahme ist heute, mehr als drei Jahrzehnte danach, zu erinnern, wenn die langjährige internationale Entwicklungspolitik und deren Auswirkungen zu Recht auch kritisch hinterfragt werden. Heute (2008) stellt sich erneut die Frage: Hat die Entwicklungspolitik eigentlich die „Entwicklung“ oder ebenso die „Entwicklung der Unterentwicklung“ gefördert? Nur wird die Frage heute meist von jenen aufgeworfen, die politisch in einem völlig anderen Lager positioniert sind.    

Der Gesetzesentwurf in der Mühle der politischen Auseinandersetzungen

Ich komme nun zurück zum EZA-Gesetz, das im März 1973 mit einer Botschaft des Bundesrats ans Parlament gelangte.
 Die Vorschläge und Stellungnahmen der Entwicklungsorganisationen zum Gesetzesentwurf wurden im bundesrätlichen Entwurf zuhanden des Parlaments nur rudimentär berücksichtigt. Der politisch verantwortliche Aussenminister, Bundesrat Pierre Graber, wollte einfach endlich ein Gesetz durchbringen, nachdem er ein Jahrzehnt zuvor als Parlamentarier mehr staatliche Entwicklungshilfe gefordert hatte. Als traditioneller Sozialdemokrat hatte er für die Achtundsechziger kein „Musikgehör“ und keine Sympathie. Jean Ziegler gegenüber begegnete er im Parlament sogar mit offener Feindseligkeit und Häme, und die Eingaben der Entwicklungsorganisationen bezeichnete er als blosse „Pressionsversuche“.

Im Vorfeld der Vorberatung des Gesetzesentwurfs in der nationalrätlichen Kommission, die unter dem Vorsitz von Nationalrat Walter Renschler tagte, erhielten die Parlamentarier verschiedene Schreiben aus den Organisationen, so einen von François de Vargas, dem Sekretär der „Déclaration de Berne“, organisierten Brief von 34 meist kirchlichen Persönlichkeiten, mit denen die drei bekannten Forderungen wiederholt wurden (Förderung der Gleichheit innerhalb der Entwicklungsländer, Förderung der statistischen Erfassung von wirtschaftlichen Beziehungsgrössen und Förderung der Forschung).

Die Mehrheit der vorberatenden Kommission fügte dann tatsächlich im Zweckartikel des Gesetzes den Passus ein, die EZA müsse „besser ausgewogene Verhältnisse innerhalb der Völkergemeinschaft und innerhalb der Entwicklungsländer erreichen.
 Dieser Zusatz „innerhalb der Entwicklungsländer“ wurde aber in der Juni-Session 1973 im Nationalrat deutlich verworfen.
 Die beiden anderen Kommissionsanträge zur „Förderung der statistischen Erfassung wirtschaftlicher Beziehungsgrössen im Verhältnis zu den Entwicklungsländern, namentlich von Kapitalströmen“, so wie die „Massnahmen zur Förderung der Forschung und die Ausbildung von Fachleuten auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit“ wurden im Ratsplenum ebenso versenkt.

Ich verfolgte am 18. Juni 1973 die siebenstündige nationalrätliche Debatte von der Tribune aus und erstellte für mich für eine spätere mündliche Berichterstattung (es geht nicht hervor, ob diese für die SAFEP oder auch das Komitee der EvB gedacht war) einige persönliche „Gedanken zur EZA-Debatte“: „Die Beiträge des Bürgertums erschöpften sich in der Denunzierung der Linken und derjenigen, die eine vernünftige Entwicklungspolitik nur im Rahmen einer gesamtgesellschaftlichen Veränderung sehen. (Hofer, Auer, Brunner). Noch mehr: Die Entwicklungshilfe-Debatte wurde gerade zum Anlass genommen, die Kritiker zu denunzieren.“ Resigniert schrieb ich damals weiter: „Totale Ablehnung und Verhinderung der Verbesserungsvorschläge (Gleichheit innerhalb der EL, statistische Erfassung), aber auch der Anträge von NR Oehen wie Geburtenkontrolle, arbeitsintensive Technik. Keine uneigennützige Entwicklungshilfe möglich. Entwicklungshilfe ja, aber nur systemkonforme, d.h. kapitalistische möglich. Rückblick: Wer vom Bürgertum hat sich jemals für Entwicklungshilfe ins Zeug gelegt, ausser wenn es um eigene Interessen ging?“ Ich skizzierte darauf in diesen Notizen eine „Kampfkonstellation mit drei Positionen“: 1. „Humaner und sozialistischer Internationalismus“, 2. „Kapitalistischer Internationalismus (dafür gegen Verbesserungen und langfristiges Denken)“, und 3. „Chauvinismus - Nationalismus im internen Bürgertum“. „Die Rechte diszipliniert die Linke mit Schwarzenbach.“
      

Die Wende in der Diskussion über das EZA-Gesetz wurde eingeleitet, als am 30. September 1973 die Republikaner unter James Schwarzenbach beschlossen, gegen das Gesetz das Referendum zu ergreifen. Allerdings war dies ein Vorausentscheid, denn das Gesetz steckte noch im parlamentarischen Verfahren. Es war dann Nationalrat Walter Renschler, der in taktischer Voraussicht einen Vorstoss beider Räte organisierte, mit dem vom Bundesrat ein Zusatzbericht angefordert wurde. Mit diesem Manöver konnte man eine Schlussabstimmung über das Gesetz und eine endgültige Verabschiedung vermeiden. Taktisch geschickt wurde aber der Zusatzbericht nicht mit der Referendumsdrohung Schwarzenbachs begründet, sondern mit der Erdölkrise und der inzwischen eingetreten „neuen Situation“. Renschler war einer der ersten, die in den 60er-Jahren die Notwendigkeit der Entwicklungshilfe und überhaupt die Bedeutung der Dritten Welt für die schweizerische Aussenpolitik erkannt und thematisiert hatte. Er hatte eine Zeitlang die Zeitschrift „Mondo“ herausgegeben. Durch seine Kontakte mit entwicklungspolitischen Kreisen sah er voraus, dass das EZA-Gesetz in der vorliegenden Form wahrscheinlich von zwei Seiten, nämlich von der Linken kritisiert und von den Republikanern hart bekämpft werden würde.

„Entwicklungsland Welt – Entwicklungsland Schweiz

Innerhalb der EvB wurden diese Vorgänge sehr intensiv verfolgt und diskutiert. Es war dann wiederum Anne-Marie Holenstein, die zusammen Andreas Bänziger anregte, den zeitlichen Aufschub wegen des bundesrätlichen Zusatzberichts zu nutzen, um in den Entwicklungsorganisationen selber ein Konzept zum Entwicklungsverständnis zu erarbeiten. Dies führte zur Bildung der „Kommission schweizerischer Entwicklungsorganisationen“, welche Anfang 1975 den Bericht „Entwicklungsland Welt - Entwicklungsland Schweiz“ (EWES-Bericht) herausbrachte (der Schreibende war auch Mitglied), in welchem die neue Doktrin „die Ärmsten fördern“ einen starken Niederschlag fand.
 Der Bericht war von aussen „heftig umstritten“, wie die Historikerin Renate Spörri in ihrer Quellenanalyse beschreibt
; aber seine Bedeutung lag darin, dass alle namhaften kirchlichen und säkularen Entwicklungsorganisationen ebenso dabei waren und grosso modo dahinter standen, wie die EvB, die SAFEP und andere, stärker politisch ausgerichtete Organisationen. 
Die Stärke des Berichts lag in der Integration des entwicklungspolitischen Lagers und in dessen stärkeren Ausrichtung weg von rein karitativer Hilfe hin zu strukturellen und systemischen Fragen in den wirtschaftlichen Beziehungen der Schweiz zur Dritten Welt: Interne Desintegration innerhalb der Entwicklungsländer, Handelspolitik, Gebaren der Konzerne und Banken, Fragen der Technologiewahl in der Entwicklungszusammenarbeit, usw. Auch in diesem Bericht wurde die Zielrichtung des Entwicklungsbegriffs nach dem Motto „Entwicklung heisst Befreiung“ zugespitzt. Entwicklung hiess also nicht mehr, wie 1968, Transfer von Ressourcen und Spenden, sondern sie wurde vielmehr als ein Befreiungsprozess verstanden: Befreiung von Herrschaftsformen aller Art, von Entfremdung und von Beherrschungs- und Korruptionsstrukturen. Ich finde 33 Jahre nach dem EWES-Bericht, dieses Dokument müsste heute deshalb als historische Stellungnahme gewürdigt werden, weil die schweizerischen Entwicklungsorganisationen damit schon früh auf das mögliche Scheitern der Entwicklungszusammenarbeit aufmerksam gemacht hatten. Für Fehlleistungen der jahrzehntelangen Entwicklungspolitik kann man sie heute nicht verantwortliche machen.         

Ich halte die Vernetzungsrolle, die Anne-Marie Holenstein zwischen den ethisch und kirchlich Motivierten und den politisch ausgerichteten Jungen spielte, historisch bedeutsam für die spätere Entwicklung und Ausrichtung der EvB und überhaupt des entwicklungspolitischen Lagers. Ohne ihre „Brückenfunktion“ hätten wohl die traditionellen und die jüngeren politischen Internationalisten nicht so schnell zusammen gefunden. (Anne-Marie Holensteins und Regula Renschlers Funktion in der Entwicklungspolitik war vielleicht ähnlich wie jener Helmut Hubachers in der Sozialdemokratie: Sie alle  waren in ihrer Vor-Achtundsechziger-Tradition verwurzelt, hatten aber die Grösse und Kraft, die Achtundsechziger zu integrieren und für die Bewegung fruchtbar zu machen.)

Erfolg der Kritik: Ausrichtung der EZA auf Unterstützung der Armen

Im Januar 1975 legte dann der Bundesrat den vom Parlament geforderten Zusatzbericht zum EZA-Gesetz vor.
 Damit konnte die parlamentarische Behandlung der Gesetzesvorlage wieder aufgenommen werden. Der Zusatzbericht legte, wohl um die bürgerlichen Skeptiker zu befriedigen, das Gewicht auf das „wohlverstandene Eigeninteresse“ der Schweiz. Wir schrieben von der EvB aus einen Brief an die nationalrätliche Kommission, in welchem wir nochmals unsere Stellungnahme und Forderungen begründeten: „Entwicklungshilfe wird (im Zusatzbericht) also als Instrument einer interessenorientierten Aussenwirtschaftspolitik verstanden. Sollten diese Erwägungen tatsächlich die neue Ausrichtung und die Neubegründung der schweizerischen Entwicklungspolitik beinhalten, so kann die Politik des Bundes von Kreisen der ideell, humanitär und sozial orientierten Entwicklungshilfebefürwortern nicht mehr unterstützt werden.“
 Dieser Brief wird von der Historikerin als „unverhohlene Drohung Strahms“ an das Parlament qualifiziert.
 Nach der Kommissionssitzung bekräftigten auch die Hilfswerke der „Plattform“ (inkl. EvB) ihre Position mit vier bekannten Forderungen (Ärmste fördern, neu: Ökologische Zusammenhänge berücksichtigen, Privatinvestitionen der Konzerne nicht generell fördern, Statistiken über Finanzflüsse).

Schliesslich passierte das EZA-Gesetz am 19. März 1976 - auf den Tag vier Jahre nach der bundesrätlichen Botschaft - die Schlussabstimmungen im eidgenössischen Parlament.
 Beide kritische Lager konnten einen Erfolg verbuchen, die Entwicklungsorganisationen und die Republikaner Schwarzenbachs:

In der Zielsetzung des Gesetzes  (Artikel 5) stand nun: Die EZA „unterstützt in erster Linie die ärmeren Entwicklungsländer, Regionen und Bevölkerungsgruppen. Sie fördert namentlich

a. die Entwicklung ländlicher Gebiete;

b. die Verbesserung der Ernährungslage, insbesondere durch die landwirtschaftliche Produktion zur Selbstversorgung;

c. das Handwerk und die örtliche Kleinindustrie;

d. die Schaffung von Arbeitsplätzen;

e. die Herstellung und Wahrung des ökologischen und demografischen Gleichgewichts.“

Diese Gesetzesformulierung war eine wesentliche Verbesserung und politische Verschiebung in der Ausrichtung des Gesetzes. Sie war ein Erfolg für die kritische Begleitung und Druckausübung seitens der EvB, der SAFEP und der grossen Entwicklungshilfswerke. Ich glaube, dass diesem Zielsetzungsartikel heute kaum nachgelebt wird. Erst viel später stellte ich als Parlamentarier fest, dass Zielsetzungen in einem Bundesgesetz meist bloss deklamatorische Bedeutung haben und sich die Verwaltung im Vollzug selber die Freiheit zur Interpretation der Zielsetzungsartikel herausnimmt.     

Schwarzenbach seinerseits wurde zufrieden gestellt mit dem Gesetzeszusatz in Artikel 9, der seinem Anliegen (resp. Vorwand), die Armen und Bergbauern im Inland hätten es auch nötig, berücksichtigte: „Bei den Rahmenkreditvorlagen sind die Lage der schweizerischen Wirtschaft und der Bundesfinanzen sowie Erfordernisse der benachteiligten Gebiete im Inland zu beachten.“

Dank diesem – ebenso deklamatorisch wirkenden Zusatz – konnte Schwarzenbach zum Rückzug seiner Referendumsdrohung bewogen werden - ein typisch schweizerischer Kompromiss der Referendumsdemokratie.

James Schwarzenbach als der damalige charismatische Führer der national-konservativen Bewegung erhielt allerdings wenig später die Möglichkeit, seine Referendumsfähigkeit gegen das etablierte System und gegen die Aussenpolitik doch noch zur Geltung zu bringen. Fast zeitgleich mit der Beendigung des EZA-Gesetzes bereitete der Bundesrat nämlich einen erstmaligen Bundeskredit an die Weltbank-Tochter Internationale Entwicklungsorganisation IDA vor, welcher einen referendumsfähigen Bundesbeschluss erforderte. Schwarzenbach ergriff – quasi als Kompensation für den Referendumsverzicht zum EZA-Gesetz – das Referendum gegen diesen ersten IDA-Kredit.

IDA-Kreditvorlage und Abkopelungskonzept

Es war einigermassen konsequent – wenn auch politisch problematisch –, dass wir 1976 auch die erste IDA-Kreditvorlage kritisch betrachteten. Die EvB machte sich die Stellungnahme zu dieser ersten entwicklungspolitischen Referendumsabstimmung nicht leicht. Intern gab es eine recht intensive Debatte in Seminaren mit Entwicklungsorganisationen (u.a. mit Johan Galtung und Ernesto Feder) und in Workshops, und daraus entstand auch eine informative Dokumentation zur Meinungsbildung zu Handen EvB-Basis.
 Schliesslich konnte sich die EvB nur zu einer Stimmfreigabe durchringen. In der Volksabstimmung vom 13. Juni 1976 wurde der IDA-Kredit dann mit einem Nein-Stimmen-Anteil von 56 Prozent verworfen.

Die Weltbank, mit ihrer damaligen ausschliesslich auf das Wachstum der Zentren und die Weltmarktintegration ausgerichteten Entwicklungsstrategie, hatte sich geradezu angeboten als Angriffsfläche für die Kritik sowohl des entwicklungspolitischen Lagers als auch der Nationalisten.        

Unsere kritische Haltung gegenüber dem IDA-Kredit brachte uns natürlich auch in einen Begründungszwang über unsere Vorstellung von Entwicklung und Weltwirtschaft. Das Zentrum-Peripherie-Modell, das auch dem lateinamerikanischen „Desarollismo“ zugrunde lag, führte schliesslich bei konsequentem Weiterdenken zum so genannten Abkoppelungs-Konzept, das sich historisch auf frühere Entwicklungsmodelle bezog. Auch die damalige lateinamerikanische Strategie der Importsubstitution der siebziger Jahre – die zweifellos gescheitert ist – basierte auf diesem Modell. Mit einem viel beachteten und mehrmals abgedruckten Referat über „Die sieben Sackgassen der Weltwirtschaft“ vor vielen Tausend Zuhörenden am Deutschen Evangelischen Kirchentag in Berlin 1977 bracht ich die Abkoppelungstheorie auch in Deutschland in die Diskussion.
 

Abkoppelung bedeutete für mich nie einfach Rückzug der Entwicklungsländer aus der Welt, sondern eine bloss selektive, gezielte, auf die Armen zugeschnittene Entwicklungshilfe; es bedeutete eine an den Entwicklungsprozess der Armen „angepasste Technologie“, die Förderung von Kleinbauern statt des Agrobusiness, die Kontrolle der ausländischen Direktinvestitionen und die Begrenzung der staatlich geförderten Exportkredite, die zur Überschuldung führen mussten. Für mich herrschte die Überzeugung vor, die Entwicklungsländer müssten zuerst ihre eigenen

Kräfte entfalten, ihre Menschen ausbilden und ihre eigenen Technologien (die „appropriate technologies“) entwickeln, bevor sie sich selber auf dem Weltmarkt behaupten könnten. Wirtschaftshistorische Vorbilder waren etwa die Deutsche Zollunion 1840er Jahre, das japanische Entwicklungsmodell der 1870er Jahre und die Entwicklung Chinas nach 1948.   

Im Rückblick betrachtet, waren diese systemkritischen Konzepte mit Abkoppelungstheorie und IDA-Nein durchaus konsequent und vielleicht auch wissenschaftlich legitimierbar – doch innenpolitisch waren sie wohl falsch positioniert, denn sie stärkten meist das falsche Lager.

In ihrer Gesamtwürdigung der entwicklungspolitischen Interventionen der EvB kommt die Historikerin Renate Spörri zum Schluss, dass die EvB auf das EZA-Gesetz „einen nicht zu unterschätzenden Einfluss ausübte“: „Der EvB gelang es, dem anfänglichen Idealismus, der einer starken moralischen Verpflichtung gegenüber der Dritten Welt entsprang, treu zu bleiben und trotzdem nicht den Sinn für das in der schweizerischen Politik Machbare zu verlieren.[...] Die EvB hat.[...] zu einer Intensivierung der entwicklungspolitischen Diskussion beigetragen. Ihre Öffentlichkeitsarbeit bewirkte einen gewissen Druck, dem sich auch ihre Gegner nicht entziehen konnten. Die EvB leistete einen wichtigen Beitrag zur verstärkten Zusammenarbeit der verschiedenen Hilfswerke und Entwicklungsorganisationen. Da der Politisierungsprozess innerhalb der EvB früher einsetzte als bei den anderen Hilfswerken, kann man sagen, dass die EvB auch deren Politisierung beeinflusste und verstärkte.“
 Soweit die Einschätzung in der Geschichtsschreibung.

Vom Erbe Christophe Eckensteins zur Auseinandersetzung mit multinationalen Konzernen
Im Mai 1974 erhielt ich Post vom Friedensrichteramt des Kantons Genf. Man teilte mir mit, dass Pierre Bungener (Professor und Direktor des Institut Africain, später des Institut Universitaire d’Etudes du Développement IUED Genf), Roy Preiswerk (Professor an der Universität Genf und am IUED) und ich testamentarisch vom verstorbenen Christophe Eckenstein eine Million Franken zugesprochen erhielten, mit der Auflage, ein Schweizerisches Entwicklungs(Forschungs)institut neben dem Institut Africain in Genf zu finanzieren. Bedingung waren einstimmige Entscheidungen. Ich war zunächst nicht nur erfreut, weil ich glaubte, den Erwartungen des „Maître Eckenstein“, wie man ihn in UNO-Kreisen nannte, kaum gerecht zu werden. Es dauerte anderthalb Jahre, bis die Christophe Eckenstein-Stiftung schliesslich formell gegründet werden konnte, weil noch verschiedene Erbschaftsstreitigkeiten durchzustehen waren.
 

Wer war Eckenstein? Der Handelsdiplomat Christophe Eckenstein (1926 - 1974) entstammte einer Basler Familie jüdischer Herkunft, hatte das Rechtsstudium in Basel und Genf absolviert, war als Präsident der Genfer Studentenschaft offenbar früh politisiert worden, absolvierte in den 1940er und 1950er Jahren Studienreisen in Europa und auf dem afrikanischen Kontinent, später auch in Asien. Als 30-jähriger wurde er Beamter in der Handelsabteilung des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartements, war Verhandlungsteilnehmer bei der EFTA-Gründung und betreute das Dossier der damals neu gegründeten EWG. Nach erneuten Reisen durch Südamerika als Sonderkorrespondent der NZZ wurde er Berater der Lateinamerikanischen Wirtschaftskommission ECLA, dann Sonderberater des ersten UNCTAD-Generalsekretärs Raúl Prebisch. 1970/72 arbeitete er wieder in der Handelsabteilung und wirkte als Unterhändler für das berühmte Freihandelsabkommen Schweiz - EG von 1972. 1974 starb er recht früh an einem Hirntumor.

Die Eckenstein-Stiftung und ihre Wirkungsgeschichte

Ich hatte Christophe Eckenstein bei der Vorbereitung der „Interkonfessionellen Konferenz Schweiz - Dritte Welt“ 1970 kennen gelernt. Selten habe ich in meinem Leben einen so inspirierten, kreativen, charismatischen Menschen mit so viel Ausstrahlung getroffen. Als Handelsdiplomat kannte Eckenstein sowohl die Entwicklungen in der Welt, die entwicklungspolitische Dimension Lateinamerikas als auch die schweizerische politische Realität und die geistige Enge unseres Landes. Äusserlich zeigte er sich mit durch und durch bürgerlichem Habitus, innerlich war er ein Rebell, nicht zuletzt vielleicht auch wegen seiner jüdischen Wurzeln und seiner Sozialisation an der Evangelischen Lehranstalt in Schiers/GR und an der Genfer Universität. Jedenfalls habe ich persönlich viel geistige Inspiration und auch manchen (oft verdeckten) Support von ihm erfahren.    

Die Eckenstein-Stiftung hat in ihrer fast 30-jährigen Tätigkeit über fünfzig Forschungsarbeiten und Publikationen (meist in Buchform) finanziell unterstützt und dabei zahlreichen Jungakademikern die Möglichkeit zu einer entwicklungspolitischen Forschung und Profilierung gegeben. Mit dem „Prix Eckenstein“ wurden zudem von 1980 bis 2002 jedes Jahr hervorragende Medienproduktionen (Artikel, Radio- und Fernsehbeiträge) über die Dritte Welt ausgezeichnet und so die entwicklungspolitische Publizistik indirekt gefördert und gesteuert.

Durch unseren Einsitz in der Eckenstein-Stiftung – zuerst durch mich, später durch Anne-Marie Holenstein – konnten wir etliche Studienarbeiten anregen oder steuern, die uns auch bei der EvB von Nutzen waren oder als Argumentationshilfe dienten. 

Die „Multi-Papers“ und die Kritik an multinationalen Konzernen

Eine besondere „Beziehung“ zu Eckenstein erhielt die EvB post mortem, weil ich als testamentarisch bezeichnetes Stiftungsratsmitglied zu einer Kiste alter Materialien aus dem Nachlass von Christophe Eckenstein kam. Diese Materialien waren nach seinem Tod 1974 irgendwie ins IUED gelangt, wo sie lange Zeit unentdeckt liegen blieben.

Die Durchsicht der verstaubten Papiere und Dokumentenkopien lieferten uns Sprengstoff. Christophe Eckenstein war nämlich in den Jahren 1972 bis 1974 stiller Berater von multinationalen Konzernen, die ein internationales Netzwerk zur Interessenvertretung auf Weltebene aufbauten, um der sich im Schosse der UNO anbahnenden Kritik an den Multis zu begegnen, die multi-kritische Haltung in den Medien zu unterlaufen und die schweizerische und andere westliche Regierungen für ihre Strategien einzuspannen. Bei diesem Gebaren wurde auch alt Bundesrat Hans Schaffner, der frühere Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartements, einbezogen. Nach unserer Rekonstruktion wurde er durch den obersten Nestlé Chef Pierre Liotard-Vogt angeworben

Interne Dokumente, Briefwechsel zwischen Konzernchefs, Protokolle (mit Vermerken: Geheim, Exemplare nummeriert) über Strategieabsprachen und Kontakte mit der Handelsabteilung des EVD, mit internationalen Handelskammern und wohlgesinnten UNO-, FAO- und Ecosoc-Funktionären waren im Schrank des verstorbenen Eckenstein liegen geblieben (oder bewusst liegen gelassen worden?) und standen uns nun zur Verfügung.

In der EvB war klar: Diese „Eckenstein-Papers“ mussten an die Öffentlichkeit, weil sie zeigten, wie die Multis das UNO-System und einzelne Regierungen regelrecht zu unterwandern, Journalisten einzuspannen und vor allem die von der UNO eingesetzte Expertengruppe der „Eminent Persons“ gezielt umzubiegen versuchten. Mir war aber klar, dass man die Papiere nicht tel quel veröffentlichen konnte, weil erstens sehr viel Hintergrundinformationen zum Verständnis nötig waren und weil zweitens meine Abmachung mit Roy Preiswerk (der zunächst ein Loyalitätsproblem empfand und Pressionen gegen das IUED befürchtete) dahin ging, den Namen Eckensteins und die Herkunft der Papiere nicht aktiv bekannt zu geben. In recht disziplinierter und akribischer Kleinarbeit verfasste ich nach der Durchsicht der grossen Dokumentenmenge eine 60-seitige kommentierte Sammlung von Originalzitaten aus den Dokumenten mit dem Titel „Die Unterwanderung des UNO-Systems durch multinationale Konzerne“.
 Anne-Marie Holenstein, die in den vorangehenden Jahren ein intensives Beziehungsnetz mit internationalen Kontakten aufgebaut hatte, insistierte auf einer englischen Übersetzung. Am Tag vor der Veröffentlichung der Broschüre in der Schweiz reiste sie mit einem Koffer voller Broschüren nach New York um sie UNO-Kreisen, internationalen NGO’s und der Weltpresse zugänglich zu machen.

Die Pressereaktionen und das internationale Echo auf die Multi-Papers im Juni 1978 waren überwältigend. Die Kommentare waren natürlich geteilt, von der Verurteilung der Konzerne bis zur Verurteilung der EvB.

Selbstverständlich wurde auch die Frage der Herkunft der „Eckenstein Papers“ aufgeworfen und es wurden Verdächtigungen über Diebstahl resp. Missbrauch der Papiere in die Welt gesetzt. In einer ausführlichen persönlichen Stellungnahme in der NZZ legte ich danach den ganzen Hergang bei der Entdeckung und Zugänglichmachung der Papiere offen, nahm die Verantwortung auf uns und versuchte, auch Eckenstein zu schützen, der mittlerweile in der Presse post mortem als eine Art „Doppelagent“ verdächtigt worden war: „Weder die einen noch die anderen haben das Recht, sich mit ihren Urteilen auf Eckenstein zu berufen.“

Wir schrieben in unserer internen Information an die Mitglieder der EvB, in welcher wir über die Reaktionen auf die Multi-Papers Bericht erstatteten, die Folgerung: „Die Auseinandersetzung mit den Multis muss weitergehen“.
 - Diese Auseinandersetzung um und mit multinationalen Konzernen ist tatsächlich in der EvB weitergegangen. Sie wurde von Anne-Marie Holenstein, danach auch von Urs Haymoz, Peter Bosshard, Marianne Hochuli und bis hin zum heutigen EvB-Team immer wieder aufgenommen und weitergeführt.

In dieser gleichen Berichterstattung im EvB-Rundbrief von 1978 steht auch die Ankündigung: „Die EvB prüft mit anderen Organisationen die Errichtung eines Fonds, mit dem streikende Arbeiter in Entwicklungsländern unterstützt werden soll. Streiks sind oft die einzige Möglichkeit zur Selbsthilfe“. Aus dieser Idee eines „Kampf-Fonds für die Arbeiter in der Dritten Welt“
 mit der Stossrichtung „Entwicklung heisst Befreiung“ ist 1980/82 der „Solifonds“ entstanden, der zum Zeitpunkt der Niederschrift dieser Rückschau sein 25-jähriges Jubiläum begeht.
 Bei der Gründung des „Solifonds (Solidaritätsfonds für soziale Befreiungskämpfe in der Dritten Welt)“ war ich längst nicht mehr bei der EvB, sondern bereits Akteur in der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz.
 Aber aus der in der EvB geborenen Idee ist eine eigenständige Stiftung geworden, die den Grundsatz „Entwicklung heisst Befreiung“ wie wohl keine andere Organisation zu ihrer Hauptzielsetzung gemacht hat. An diesem Fonds ist die EvB als ursprüngliche Mitstifterin immer noch beteiligt. Der Fonds hat mitgeholfen, eine Brücke zwischen der Gewerkschaftsbewegung und dem entwicklungspolitischen Lager dauerhaft zu installieren.

Abschied

Die Aktion „Multi-Papers“ war eine meiner letzten bei der EvB. Gedanklich und konzeptionell war ich schon bei der Banken-Initiative. Nach einem einmonatigen Aufenthalt in Peru und Bolivien (welcher mich noch stärker für die Idee eines „Solifonds“ inspirierte) begann ich im Oktober 1978 meine Arbeit als Zentralsekretär der SP Schweiz und mit der Vorbereitung der Banken-Initiative.  Die EvB hatte sich in meiner aktiven Zeit von einer ethischen Bewegung zu einer politischen Organisation gewandelt, die Adresskartei-Karten waren von etwa 4'000 auf über 20'000 angewachsen, das Sekretariat war professioneller und massiv grösser geworden (was nach meinem Weggang zum Aufbrechen von Strukturproblemen führen musste). In der inhaltlichen Ausrichtung in diesem ersten Jahrzehnt von 1968 bis 1978 hat sich die EvB vom moralischen Appell für die Selbstbesteuerung zu Gunsten der Entwicklungshilfe zu einer politischen Organisation im Sinne von „Entwicklung heisst Befreiung“ entwickelt.

Im Abschiedsbrief an die Mitglieder und Sympathisanten der EvB schrieb ich 1978: „Die Public-Relations-Apparate der Konzerne werden in Zukunft noch verstärkt die hiesige Öffentlichkeit über ihre „Entwicklungsarbeit“ in der Dritten Welt zu beruhigen und einzuschläfern versuchen. Und gerade deswegen, weil Entwicklungshilfe erst jetzt recht zur Entwicklungspolitik werden muss, braucht es die Erklärung von Bern.“
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� Schweizerisches Komitee EvB: Protokoll vom 23.März 1974, S.4.  Ar 430.10.2


� Rudolf H. Strahm: Kaffee-Aktion: Kommerzielle Dispositionen. Bern, 5. September 1974 (Vervielfältigung).


� Der Ehrverletzungsprozess Nestlé Alimentana AG gegen die Arbeitsgruppe Dritte Welt Bern wegen der Broschüre „Nestlé tötet Babys“ (ich war als Hauptangeklagter und Sprecher vor dem Gericht beteiligt) dauerte in Bern von 1974 bis 1976. Die Auseinandersetzung um die Werbemethoden der Konzerne für Babynahrung fand ein weltweites Echo und führte später zum WHO-Verhaltenskodex über Babynahrungs-Werbung. Die umfangreichen Materialien zu diesem Prozess sind im Sozialarchiv vorhanden (EvB Ar 430.33. 1/2/3, sowie Arbeitsgruppe Dritte Welt).


� Z.B. Kaffee Ujamaa. Dossier zur Verkäuferschulung. Verfasst von Christoph und Hug und Rudolf H. Strahm. Kaffee-Aktion Ujamaa / Erklärung von Bern, Zürich, März 1975. 


� Konrad Kuhn: „Ujamaa“. Schweizer Reaktionen auf den tansanischen Sozialismus am Beispiel der Kaffee-Aktion Ujamaa. 


� Konrad Kuhn: Fairer Handel und Kalter Krieg. Selbstwahrnehmung und Positionierung der Fair-Trade-Bewegung in der Schweiz 1973 bis 1990. 


� Mit ähnlichen Neugründungen wurden auch die von Regula Renschler betreute interkulturelle Thematik in den „Arbeitskreis für Tourismus und Entwicklung“ und die Kinderbuchaktion in die Gesellschaft „Baobab“ ausgelagert 


� Peter Sager: Problematische Verwendung kirchlicher Hilfsgelder und Informationsträger. SOI-Sonderdruck 10. Schweizerisches Ost-Institut Bern, 1975, bes. S. 16.


� „focus“ war eine linke, von Studenten gegründete Zeitschrift. Im „focus“ von März 1975 war mit einem 12-zeiligen Hinweis (der nicht bezahlt wurde) auf die Ujamaa-Aktion hingewiesen worden (S. 41).


� Pressemitteilung der Schweizerischen Vereinigung Kaffee-Aktion Ujamaa vom 10. Dezember 1966.


� Kaffee-Aktion Ujamaa: Betrifft: Zwei anonyme Flugblätter zur Kaffee-Aktion. Versand des Sekretariats Ujamaa vom 25. Juni 1975.


� Berthe Wicke, in: Neue Wege, Nr. 10, Oktober 1975, S. 326.


EPD. Schweizerischer Evangelischer Pressedienst, Nr. 32 vom 13. August 1975, Zürich, Beilage S. 2.


� Auszüge aus dem Fichenblatt der Bundesanwaltschaft über Rudolf Strahm des Jahres 1975. Zur Einsicht freigegeben 1991. (Heute in der Bundesanwaltschaft archiviert und gesperrt). ND = Nachrichtendienst (politisch-polizeiliche Observation von vermeintlichen  Staatsfeinden, offiziell als „Staatsschutz“ bezeichnet).


� Konrad J. Kuhn: Fairer Handel. Selbstwahrnehmung und Positionierung der Fair-Trade-Bewegung in der der Schweiz 1974 - 1990. Edition Soziothek, Bern 2005, S. 83 ff.





� EvB: Die Auswirkungen der Aktion in Bangladesh – eine Zwischenbilanz. Red. R.H.Strahm. Beilage zum Rundbrief EvB 3/1977. Oktober 1977. 


� „Jute statt Plastic“. Dossier zur Verkäuferschulung. Herausgegeben von der Jute-Aktion c/o Erklärung von Bern. Zürich, o.D.


� Aktion Jute statt Plastic: Beilage zum Rundbrief 1976/3. Erklärung von Bern, mit Werkstattpapier „Was tun?“. Zürich 1976


� Dabei präsentierte sich später der Gepa-Mann Gerd Nickoleit quasi als Entdecker und Promotor der Jute-Taschen. Siehe: Die Zeit, Nr. 24, vom8. Juni 2006.


� NZZ am Sonntag. 2. März 2008


� EvB: Konsultation über Importe aus Entwicklungsländern. Einladung R.H.Strahm für den 6.Dezember 1975 im Kirchlichen Zentrum Bürenpark in Bern. Zudem Papier: Skizzen für eine Zusammenfassung der nicht-profit-orientierten Importanstrengungen aus Entwicklungsländern in der Schweiz. Arbeitspapier für die Konsultation vom 6. Dezember 1975 in Bern. Zürich , Oktober 1975 (5 Seiten). Sowie Liste der Eingeladenen für die Konsultation vom 6.12.1975.


� Import- und Informationszentrale für Waren aus Entwicklungsländern: Protokoll der Gründungsversammlung vom 22. Juni 1977 im Kirchlichen Zentrum Bürenpark, Bern. Den Beitritt zur neu gegründeten OS3-Genossenschaft hatten gemäss Protokoll bereits beschlossen: Brot für Brüder, Brücke der Bruderhilfe, Christlicher Friedensdienst CFD, Vereinigung der Deutschschweizer Dritte-Welt-Läden, Erklärung von Bern, Interteam, Magasins du Monde, Schweiz. Arbeiterhilfswerk, SOS-Welthandel, Swissaid, Terre des Hommes. Noch nicht entschieden waren Département Missionaire, Fastenopfer, Helvetas, Kooperation Evangelischer Missionen KEM. (Diese sind m.W. später beigetreten.) Nicht beigetreten ist die SAFEP. Siehe auch EvB: Rundbrief 1977/3. 


� www.claro.ch


� Ar 430.60.2/ 4 und 5.


� zur „Interkonfessionellen Konferenz Schweiz-Dritte Welt“ siehe oben, S.xxx.


� H.K. Schmocker / M. Traber (Hsg): Schweiz - Dritte Welt. Berichte und Dokumente der Interkonfessionellen Konferenz in Bern 1970, Freiburg 1971.


� Schreiben der Comision provisoria pro Unitad Evangelica Latinoamericana, UNELAM, an die Interkonfessionelle Konferenz vom 26.10.1970.


� Dieser Vorfall wurde von uns später, im Vorfeld der Lancierung der Banken-Initiative in ein kleines Theaterstück umgeschrieben: Arne Engeli / Rudolf H. Strahm: Wo Throne wanken, helfen Schweizer Banken. Ein Rollenspiel über einen Kapitalflucht-Fall, der sich tatsächlich ereignet hat. SP Schweiz, Bern 1977.


� Rudolf H. Strahm: Stossrichtungen einer entwicklungspolitischen Verfassungsinitiative. In: Reformatio. Evangelische Zeitschrift für Kultur, Religion und Politik. 24 Jg., Nr. 1, Januar 1975, S. 40 - 53. (Wurde von der EvB auch als Separatdruck herausgegeben und verbreitet).


� EvB Rundbrief 1978/1: Finanzplatz Schweiz, Dritte Welt, Bankeninitiative. 


� Mitarbeitende ab 1979: Anne-Marie Holenstein, Regula Renschler, Susy Schriber, Beat Locher, Charlotte Rutz, Urs Haymoz, Hans Sonderegger. Siehe EvB Rundbrief 1978/4.


� Bildungsdossier Banken. Materialien zum Finanzplatz Schweiz und zur Banken-Initiative der SPS. Verfasst von Rudolf  H. Strahm, gezeichnet von Walter Erb, Layout von Susy Schriber. Herausgegeben vom Zentralsekretariat der SP Schweiz 1978.


� Urs Haymoz: Finanzplatz Schweiz und Dritte Welt. Z-Verlag Basel 1978.


� Ar 430.20.2.


� Renate Spörri: Der Einfluss der Erklärung von Bern auf den Bund. Im historischen Sammelband: Peter Hug, Beatrix Mesmer (Hg.): Von der Entwicklungshilfe zur Entwicklungspolitik. Schweizerisches Bundesarchiv, Studien und Quellen, Band 19. Bern 1993, S. 550 - 569. (Die Quellen und die aufgrund der Protokolle und Stenografischen Bulletins aufgearbeitete Chronologie des Gesetzgebungsverfahrens und der Eingaben von Organisationen etc. finden sich daselbst).


� VDS.Vers und Développement Solidaire: Comité Suisse. Procès-Verbal, 9 septembre 1972, p.6  Ar 430.10.1; Sitzung des Schweiz.Komitees der Vereinigung der Erklärung von Bern vom 3.Februar 1973. Informationen und Ueberlegungen aus dem Sekretariat deutsche Schweiz. Ar 430.10.1; VDS Comité Suisse. Procès-Verbal. 23 juin 1973, Pricipaux points discutés. Annex,  Ar  430.10.1;  EvB Für Solidarische Entwicklung/VDS. Procès-Verbal. 29 septembre 1973, p.4  AR 430.10.1;  EvB/VDS: Schweiz. Komitee. Protokoll vom 27. Oktober 1973, S.2  Ar 430.10.1; VDS/EvB: Schweizerisches Komitee, Protokoll vom 23.März 1974, S.3  Ar 430.10.2.


� Offener Brief der SAFEP, Schweizerische Arbeitsgruppen für Entwicklungspolitik, zum Bundesgesetz über Entwicklungszusammenarbeit, o.D. (vermutlich Frühjahr 1973).


� Bundesgesetz EZA in der Ölkrise. In Rundbrief Nr. 9 an die Unterzeichner der Erklärung von Bern, Juni 1974.


� Schweizerische Arbeitsgruppen für Entwicklungspolitik: Entwicklungszusammenarbeit – kritisch beleuchtet. Eine Dokumentation zur Meinungsbildung über das Entwicklungszusammenarbeitsgesetz des Bundes. Bestellort: Arbeitsgruppe 3.Welt Bern,  30. September 1973 . 


� Rudolf H. Strahm: Überentwicklung - Unterentwicklung. Ein Werkbuch mit Schaubildern und Kommentaren über die wirtschaftlichen Mechanismen der Armut. Laetare Verlag Stein/Nürnberg 1975, besonders S. 24.


Rudolf H. Strahm: Pourquoi sont-ils si pauvres? Faits et chiffres en 57 tableaux sur les mécanismes du sur/sous-developpement. A la baconnière 1977, Neuchâtel. Die EvB sandte das Buch 1975 als Sonderdruck an alle Mitglieder, mit Einzahlungsschein und mehrfachem Rücklauf der aufgewendeten Kosten. Einen Sonderdruck verbreitete auch die Deutsche Welthungerhilfe in Deutschland. 


� Botschaft des Bundesrates vom 19. März 1973 betreffend ein Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe. Geschäft 11570 . BBl 1973 I 891


� Brief an die Nationalratskommission für die Vorbereitung des Bundesgesetzes über EZA und über die Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe. Lausanne 3. Mai 1973, unterzeichnet von François de Vargas und 34 Mitunterzeichnern. 


� Fahne (Synoptik) zur Vorlage 11.570 „Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe“. Anträge der Kommission NR vom 8. Mai 1973.


� Siehe Stenografisches Bulletin Nationalrat vom 18. Juni 1973 und 26. September 1973.


� Persönliche Notizen Rudolf Strahm vor, während, nach der Nationalratsdebatte vom 18. Juni 1973.


� Kommission schweizerischer Entwicklungsorganisationen (Hrsg.): Entwicklungsland Welt - Entwicklungsland Schweiz (EWES). Vorschläge für eine neue Entwicklungspolitik. Z-Verlag Basel, 1975.


� Spörri, a.a.O. S. 563.








� Bericht des Bundesrates vom 22. Januar 1975 über die Auswirkungen der neuesten weltwirtschaftlichen Ereignisse auf den schweizerischen Beitrag zur internationalen Entwicklungszusammenarbeit. Zu Geschäft 11570. BBl 1973 I 869.


� Erklärung von Bern: Vorläufige Stellungnahme zum Zusatzbericht Entwicklungszusammenarbeit zu Handen der vorberatenden Kommissionen des Parlaments. Zürich, 11. Februar 1975.


� Spörri, a.a.O. S. 568


� Brief Andreas Bänziger, Swissaid, im Namen von 17 Organisationen an die Kommission für auswärtige Angelegenheiten, z.H. Walter Renschler, vom 3. Juni 1975.


� Bundesgesetz vom 19. März 1976 über die internationale Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe. SR 974.0.


� Erklärung von Bern: IDA-Vorlage. Pro und Contra. Beilage zum Rundbrief 1976/1. Zürich, 1976.


� Rudolf H. Strahm: Die sieben Sackgassen der Weltwirtschaft. In: Deutscher Evangelischer Kirchentag, Berlin 1977, Dokumente. Kreuz-Verlag Stuttgart-Berlin 1977, S. 303 - 317. (Das Referat wurde auch als Sonderdrucke von terre des hommes und von der EvB verbreitet.)


� Spörri, a.a.O. S. 569.


� Die Familie des verstorbenen Christophe Eckenstein focht das Testament und damit die Freigabe der Mittel an. Zudem bestand ein früheres Testament mit elf Bezeichneten für die Gründung einer Stiftung. Der Testamentsvollstrecker Guy Fontanet entschied dann aber zugunsten unseres Dreierteams. Kurz nach der Gründung der Stiftung verstarb Pierre Bungener bei einem Autounfall in Afrika. Er wurde danach durch Christian Lalive d’Epinay, später durch Gilbert Rist ersetzt. Ich selber blieb 16 Jahre im Stiftungsrat (1975 - 1991), Anne-Marie Holenstein war dann 1991 bis zur Auflösung der Stiftung im Jahre 1995 aktiv dabei.


� Christophe Eckenstein: Den Dialog erkämpfen. Industrieländer und Dritte Welt. Hrsg. von Bruno Gurtner und Roy Preiswerk. Institut Universitaire d’Etudes du Dévéloppement, Genève 1977. Besonders: Lebenslauf S. 237f.


� Fondation Christophe Eckenstein pour l’étude des relations de la Suisse avec le Tiers Monde 1975 - 1995. IUED, Genève 1995 (Vervielfältigter Bericht zum 20-Jahr-Jubiläum  der Stiftung 36 Seiten).


� Erklärung von Bern: Die Unterwanderung des UNO-Systems durch Multinationale Konzerne. Auszüge aus internen Protokollen und Briefwechseln. Zürich/Lausanne, 1978. 


Déclaration de Berne: L’infiltration des firmes multinationales dans les Organisations des Nations Unies. Extraits de procès-verbaux et de lettres. Zurich/Lausanne, 1978. 


Erklärung von Bern: The Infiltration of the UN-System by multinational coorporations. Excerpts from internal files. Zurich/Lausanne, 1978.


Siehe auch Ar 430.60.3 Multi-Papers 1978-1979.


� EvB: Dokumentation zum Rundbrief 2/1978.


EvB: Presse-Dokumentation zum Rundbrief 1978/3.





� NZZ vom 15./16. Juli 1978.


� EvB: Dokumentation zum Rundbrief 1978/3.


� Rudolf H. Strahm: Ein Kampf-Fonds für die Arbeiter in der Dritten Welt. (Eine Projektskizze). Bern, Dezember 1978 (vervielfältigt).


� Stefan Howald (Hrsg.): Dieses kostbare Gut der Solidarität. 25 Jahre Solifonds/Solidaritätsfonds für soziale Befreiungskämpfe in der Dritten Welt. Edition 8, Zürich 2008.


� Zur Gründung des Solifonds siehe Ar 430.60.3/ Mappe 3


� EvB: Rundbrief 1978/2. „Vorläufiger Abschied“, von Ruedi Strahm.





